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Überschrift, Sachverhalt 
Auswirkungen der verschiedenen Privatisierungen auf  die städtische Haushaltswir t-
schaft, auf den Wirtschaftsplan der Stadt Braunschw eig Beteiligungs-Gesellschaft mbH 
sowie die Sonderrechnungen Stadtentwässerung und Ab fallwirtschaft 
 
 
1. Anlass 

 
Durch mehrere Teil- oder Vollprivatisierungen im Zeitraum von 200 1 bis 2005  sind  
dem „Konzern Stadt Braunschweig“ in unterschiedlichen Organisationsbereichen  
Veräußerungserlöse zugeflossen. Eine detaillierte Information zur Verwendung dieser  
Privatisierungserlöse ging den Fraktionen außerhalb von Ratssitzungen zuletzt mit  
Schreiben vom 23. Juni 2006 zu (vergleiche Anlage 1). In der letzten Ratssitzung am 
28. Juni 2011 wurde der Komplex erneut diskutiert und die Darstellung der Verwaltung  
hinterfragt. Die folgenden Ausführungen sollen noch einmal die wesentlichen Einzelheiten 
darstellen. 
 

2. Überblick 
 
Insgesamt beliefen sich die Veräußerungserlöse aus echten Privatisierungen auf 
732 Mio. €.  Von diesem Betrag entfielen 347 Mio. € auf den städtischen Haushalt, 
237 Mio. € auf den Wirtschaftsplan der Stadtwerke Braunschweig GmbH (heute: Stadt 
Braunschweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH) sowie 148 Mio. € auf die Sonderrechnungen 
für die Abfallwirtschaft, die Stadtentwässerung sowie das Seniorenzentrum „In den Rosen-
äckern“.  
 
In diesem Zusammenhang ist aber auch zu berücksichtigen, dass im Jahr 2003 die Stadt 
Braunschweig 49 % der von ihr gehaltenen Geschäftsanteile an der Nibelungen-
Wohnbau-GmbH Braunschweig  an die Stadtwerke Braunschweig GmbH verkauft hat. 
Der Kaufpreis von 49 Mio. € ist nicht in den Veräußerungserlösen aus echten Privatisierun-
gen enthalten, da es sich um ein Geschäft innerhalb des „Konzern Stadt Braunschweig“ 
handelte, also nicht um eine Zahlung eines Privatunternehmens an die Stadt. 
 
Die Aufteilung der Gesamterlössumme von 732 Mio. € auf die verschiedenen Privatisie-
rungsprojekte sowie auf die unterschiedlichen Konzerneinheiten sind der als Anlage 2  
beigefügten Übersicht zu entnehmen. 
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3. Haushalt der Stadt Braunschweig 
 
3.1 Einnahmen aus Privatisierungserlösen 

 
Im städtischen Haushalt wurden in den Jahren 2002 bis 2005 aus der Veräußerung  
von Geschäftsanteilen städtischer Gesellschaften und von Betriebsteilen öffentlicher  
Einrichtungen Erlöse in Höhe von 396 Mio. €  vereinnahmt. Dabei handelte es sich um 
echte Privatisierungserlöse von 347 Mio. € sowie um den Veräußerungserlös für die  
Geschäftsanteile der Stadt an der Nibelungen-Wohnbau-GmbH Braunschweig von 
49 Mio. €. Der Gesamtbetrag setzte sich wie folgt zusammen: 
 

Privatisierung/Veräußerung Gesamterlös 
Erlösanteil  
städtischer 
Haushalt 

74,9 % Braunschweiger Versorgungs-AG an TXU rd. 425 Mio. € 216,3 Mio. € 
74,9 % Braunschweiger Versorgungs-AG von TXU an Veolia 28 Mio. € 0 
GWK-Anteilsverkauf rd. 12,2 Mio. € rd. 12,2 Mio. € 
49 % Nibelungen-Wohnbau-GmbH an Stadtwerke  
Braunschweig GmbH 

 (49,0 Mio. €) 

Deutsche Städte-Medien GmbH rd. 4,6 Mio. € rd. 4,6 Mio. € 
Stadtreinigung Braunschweig GmbH, 2. Teil 51 % * 
(Einnahme der Sonderrechnung) 

2 Mio. € 0 

Seniorenzentrum „In den Rosenäckern“ 5,5 Mio. € 0,8 Mio. € ** 
Stadtentwässerung Braunschweig GmbH 253,3 Mio. € 112,0 Mio. € *** 
Beleuchtung, Lichtsignalanlagen etc. 1,1 Mio. € 1,1 Mio. € **** 
Summe  rd. 732 Mio. € rd. 347 Mio. € 
* 1. Teilveräußerung (49 %) Stadtreinigung Braunschweig GmbH in 2000. 
** Bestehende Kredite von 4,7 Mio. € wurden abgelöst und sind somit gegenzurechnen. 
*** Davon 24 Mio. € Kaufpreis für die Geschäftsanteile an der Stadtentwässerung Braunschweig GmbH und 88 Mio. €  
 aus der Kapitalherabsetzung bei der Sonderrechnung. 
**** Weiterhin laufende Entlastung des Haushaltes der Stadt i. H. v. rd. 0,7 Mio. € jährlich 

 
3.2 Verkauf von 49 % der Geschäftsanteile an der Nibelungen-Wohnbau-GmbH Braunschweig 

 
Nach der Veräußerung der Anteile an der Braunschweiger Versorgungs-AG (BVAG) wurde 
die Unternehmensstruktur im „Konzern Stadt Braunschweig “ neu geordnet.  Es sollten 
Synergien freigesetzt, Aufgabenerledigungen optimiert und die Beteiligungssteuerung ver-
bessert werden. Zu diesem Zweck wurden die Stadthalle Braunschweig Betriebsgesell-
schaft mbH und die Stadtbad Braunschweig Sport- und Freizeit GmbH im Jahr 2004 in den 
„Stadtwerke Konzern“ eingegliedert. Die Beschlussvorlagen vom 26. November 2004 
(Drucksachen 9346/04 und 9339/04) sind als Anlage 3 und Anlage 4 beigefügt. 
 
Darüber hinaus wurden 49 % der Anteile an der Nibelungen-Wohnbau-GmbH Braun-
schweig von der Stadt an die Stadtwerke Braunschweig GmbH verkauft, wobei dieser  
Anteilsverkauf innerhalb des „Konzerns Stadt Braunschweig“ keine echte Privatisierung  
darstellt. Die Beschlussvorlage vom 12. November 2003 (Drucksache 8403/03) ist als  
Anlage 5 beigefügt. Die Verwendung dieses Finanzmittelzuflusses von 49 Mio.  € wird 
im Weiteren gleichwohl ebenfalls erläutert, weil der Kaufpreis von den damaligen Stadt-
werken aus dem Veräußerungserlös für die BVAG bezahlt wurde. 

 
3.2.1 Verwendung der Finanzmittelzuflüsse im städtischen Haushalt 

 
Diese – oft nachgefragte – Darstellung ist eigentlich systemwidrig. Denn für den  
städtischen Haushalt gilt aufgrund der einschlägigen haushaltsrechtlichen Vorschriften das 
Gesamtdeckungsprinzip . Dieser Haushaltsgrundsatz bedeutet, dass alle Einnahmen zur 
Deckung aller Ausgaben dienen. Mit dieser Bestimmung soll ausgeschlossen werden, dass 
einzelnen Investitionsausgaben konkrete Einnahmen aus Zuschüssen, Beiträgen oder auch 
Kreditaufnahmen zugeordnet werden müssen. Das Gesamtdeckungsprinzip stellt damit  
eine erhebliche Erleichterung bei der Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplanes dar. 
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Eine Einzelverwendung von Einnahmen ist daher nicht zulässig und eine entsprechende 
Darstellung nicht möglich. 
 
Bezogen auf die Frage, für welche Zwecke die Privatisierungserlöse verwendet wurden,  
hat diese Vorschrift deshalb zur Folge, dass eine präzise Zuordnung der Veräußerungs-
erlöse zu den verschiedenen Investitionsausgaben ni cht erfolgen kann.  Gleichwohl 
ergibt sich durch die Gegenüberstellung von Veräußerungserlösen und vermögens-
wirksamen Ausgaben ein Bild, das die Mittelverwendung im Ganzen verdeutlicht und im 
Hinblick auf die Fragen aussagekräftig ist. 
 
Die Haushaltspläne und Jahresrechnungen der Jahre 2002 bis 2006 weisen aus, dass in 
diesem Zeitraum Finanzmittel vor allem zur Sanierung der städtischen Finanzen  auf-
gewandt wurden. In den Jahren von 2002 bis 2005 wurden langfristige Schulden in Höhe 
von 113,9 Mio. € abgebaut. Ferner wurden 138,4 Mio. € zur Abdeckung der bis zum 
31. Dezember 2001 aufgelaufenen Fehlbeträge verwendet. In diesem Zusammenhang sind 
im Zeitraum in den Jahren von 2002 bis 2005 Kassenkredite in Höhe von 114 Mio. € zu-
rückgezahlt worden. Im Jahr 2006 erfolgte eine Aufstockung der allgemeinen Rücklage in 
Höhe von 14,8 Mio. €. Weiter wurden in den Jahren 2006 bis 2010 langfristige Schulden 
von 88,2 Mio. € abgebaut. Diese Ausgaben zur Abdeckung aufgelaufener Fehlbetr äge, 
Rückzahlung von Krediten und Zuführung zur Rücklage  beliefen sich auf insgesamt 
355,3 Mio. €.  
 
Nach Abbau von Fehlbeträgen und Schulden verblieben im städtischen (Kern-)Haushalt 
Privatisierungserlöse von nur noch 40,7 Mio. € , die für Investitionen verwandt wurden. Da 
die Veräußerungserlöse aus Privatisierungen infolge des Grundsatzes der Gesamtdeckung 
einzelnen Investitionsvorhaben nicht konkret zugeordnet werden können, muss es bei einer 
summarischen Betrachtung der Mittelverwendung bleiben. Eine Gegenüberstellung der 
vermögenswirksamen Ausgaben zu Privatisierungserlösen zeigt folgendes Bild: 
 
In den Jahren 2002 bis 2010 beliefen sich die vermögenswirksamen (vermögensver-
mehrenden) Ausgaben insgesamt auf 561,1 Mio. €. Unter Berücksichtigung der Einnahmen 
aus Investitionszuschüssen, Beiträgen, Grundstücksverkäufen und ähnlichem in Höhe von 
290,5 Mio. € verblieben Netto-Investitionsausgaben von rd. 270,6 Mio. €. 
 
Der Vergleich der nicht für die Abdeckung von Fehlb eträgen und für Schulden-
tilgungen verwendeten Veräußerungserlöse von 40,7 M io. € mit den Nettoinvesti-
tionsausgaben von 270,6 Mio. € belegt, dass in den Jahren 2002 bis 2010 ein Betrag 
von 229,9 Mio. € zusätzlich investiert wurde. D. h.  es wurde weit mehr vermögens-
wirksam verwendet als durch Privatisierungserlöse z ur Verfügung standen. 
 
Darüber hinaus wird im Jahresabschluss 2010 ein Bestand an Zahlungsmitteln (liquide 
Mittel) von 102,9 Mio. €  ausgewiesen. Diese Finanzmittel stehen im städtischen Haushalt 
zur Finanzierung von weiteren Investitionsausgaben zur Verfügung. 
 
Die hohen zusätzlichen Investitionsausgaben von 229,9 Mio. € sowie der Aufbau des  
Bestandes an Zahlungsmitteln von 102,9 Mio. € war möglich, weil in diesem Zeitraum die 
Defizite der Braunschweiger Verkehrs-AG, der Stadth alle Braunschweig Betriebs-
gesellschaft mbH und der Stadtbad Braunschweig Spor t und Freizeit GmbH  nicht wie 
früher aus dem städtischen Haushalt finanziert werden mussten. Der Verlustausgleich er-
folgte innerhalb des Konzern „Stadtwerke Braunschweig GmbH“ aus dort zurückbehaltenen 
Privatisierungserlösen sowie aus Dividenden der Braunschweiger Versorgungs-AG 
(s. unten Ziff. 4). 
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3.3 Vermögensentwicklung in den Jahren 2002 bis 2010 
 
Dieser Trend, dass seit 2002 das Vermögen der Stadt gewachsen ist (netto/saldiert), wird 
durch die Jahresabschlüsse, die nach Einführung der Doppik in der Stadtverwaltung erstellt 
wurden, bestätigt. Schon in der Eröffnungsbilanz 2008 wurden für Sachvermögen und für 
immaterielles Vermögen insgesamt 1.102 Mio. € ausgewiesen. Im Entwurf für die Jahres-
bilanz 2010, die dem Rat der Stadt noch zur Beschlussfassung vorgelegt wird, stiegen  
diese Ansätze auf 1.183 Mio. €. Allein in diesen drei Jahren erhöhte sich das städt i-
sche Vermögen um 81 Mio. €.  
 
Die durchgreifende und nachhaltige Verbesserung der städtischen Finanzsituation  
wurde in den Jahren 2008 bis 2010 durch die Entwicklung der Nettopositionsquote   
(vergleichbar der Eigenkapitalquote) belegt. Diese Kennzahl setzt das zur Verfügung  
stehende Eigenkapital zu allen anderen Vermögenspositionen (Bilanzsumme) in  
Beziehung. Nur in diesen drei Jahren stieg die Nettopositionsquote von 51 % auf 56 %. 
 
Für den Zeitraum 2002 bis 2007 liegen diese Kennzahlen nicht vor, weil diese Quoten  
aus den Daten des Kaufmännischen Rechnungswesens abgeleitet werden, das erst zum 
1. Januar 2008 eingeführt wurde. Eine grob überschlägige Berechnung unter Ein-
beziehung von Schuldenstand und Vermögensentwicklun g zeigt jedoch, dass dieser 
Kennwert Ende 2002 bei rd. 35 % lag und sich in den  folgenden Jahren bis Ende 2007 
auf rd. 51 % erhöhte. Das dürfte im interkommunalen  Vergleich ziemlich einzigartig 
sein. 
 
 

4. Wirtschaftsplan der Stadt Braunschweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH  
(zuvor Stadtwerke Braunschweig GmbH) 
 

4.1 Erträge aus Privatisierungserlösen 
 
Die Stadtwerke Braunschweig GmbH hat insgesamt Privatisierungserlöse in Höhe von 
453 Mio. €  eingenommen. Dieser Betrag setzt sich zusammen aus 425 Mio. €, die im Jahr 
2002 eingegangen sind und 28 Mio. €, die im Jahr 2004 vereinnahmt wurden.  
 
Die Zahlung von 425 Mio. € im Jahr 2002 enthält einen Teilbetrag von 400,8 Mio. € als 
Kaufpreis von TXU für 74,9 % der Anteile an der BVAG sowie einen weiteren Teilbetrag 
von 24,2 Mio. € als Kaufpreis von TXU für die Anteile der BVAG an dem Energieversor-
gungsunternehmen Eon. Die Beschlussvorlage vom 2. Mai 2002 nebst Ergänzungs-
vorlagen vom 8. Mai 2002, 14. Mai 2002 und 16. Mai 2002 (Drucksache 6752/02) sind als 
Anlage 6 beigefügt. 
 
Im Jahr 2004 hat TXU die erworbenen 74,9 % der Anteile an der BVAG an Veolia weiter-
veräußert. Für die Zustimmung der Stadtwerke Braunschweig GmbH zu dieser Weiterver-
äußerung wurde TXU eine Sonderzahlung von 28 Mio. € abverhandelt, auf die eigentlich 
kein Anspruch bestand (siehe hierzu die als Anlage 7 beigefügte Beschlussvorlage vom 
1. Dezember 2004 (Drucksache 9352/04)). Die Summe der Teilbeträge ergibt einen  
Gesamtbetrag von 453 Mio. €. 
 
Diese erzielten Einnahmen muss man messen an den zuvor ermittelten Bewertungen des 
veräußerten Vermögens. Die Stadt hatte hierzu zweimal eine fachliche externe Bewertung 
durchführen lassen. 
 
Zunächst hatte PWC 1999 auf der Grundlage der Ertragswerte und einer entsprechenden 
Vorherschau den Unternehmenswert (100 %) mit 440,6 Mio. DM (225,3 Mio. €) bewertet. 
Die Stadtverwaltung hielt allerdings den damals ermittelten Wert auch als Ausgangsposition 
für die angestrebten Teilprivatisierungsausschreibungen für zu niedrig.  
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Deshalb wurde im Jahr 2000 Booz, Allen & Hamilton mit einer neuen Bewertung im  
Rahmen der Entwicklung von Strategieoptionen für die Stadtwerke beauftragt. Aufgrund 
dieser erneuten Bewertung der Unternehmenssituation und ihrer Chancen im Markt ging 
man nunmehr davon aus, dass der zu bewertende und zu erzielende Marktwert für 100 % 
bei 800 Mio. DM (409 Mio. €) liegen müsste. Für einen Anteil von 74,9 % ergab das also 
einen Ausgangswert von 307 Mio. €. In diesem Rahmen bewegten sich auch mehrere  
Angebote bei der Erst- und vor allem bei der Zweitprivatisierung. Die Privatisierungs-
geschäfte 2002 und 2004 führten also insgesamt zu e inem sogenannten „strate-
gischen Erlös“ von 146 Mio. € . Diese Summe ist faktisch der Vermögenszuwachs, 
den die Stadt (Stadtwerke) durch die Teilprivatisie rung der BVAG erzielte.  
 

4.2 Verwendung der Privatisierungserlöse 
 
Mit den erlösten 425 Mio. € (ohne den Weiterverkaufsbonus von 28 Mio. €, die erst in 2004 
vereinnahmt wurden) wurden 2002 der aus früheren Jahren vorhandene Verlustvortrag in 
Höhe von 31,4 Mio. € sowie weitere operative Verluste des Geschäftsjahres 2002 in Höhe 
von 7,6 Mio. € ausgeglichen. Außerdem wurde der Beteiligungsbuchwert der Braunschwei-
ger Versorgungs-AG auf den neuen Anteilswert von 25,1 % abgesenkt. Dies machte 
23,6 Mio. € aus. Anschließend wurde ein Betrag von 216,3 Mio. € an die Gesellschafterin 
Stadt Braunschweig  ausgeschüttet (s. o.).  

 
Somit verblieb am 31.12.2002 ein Bilanzgewinn der SBBG in Höhe von 146,1 Mio. €.  
Davon wurden in den Jahren 2006 und 2008 Kapitalerhöhungen in mehreren Tochterge-
sellschaften in Höhe von 13,4 Mio. € durchgeführt, die von den betroffenen Gesellschaften 
für investive Zwecke benutzt wurden (z.B. Stadthalle).  
 
Weiterhin floss im Jahr 2004 die o. a. Sonderzahlung (Bonus) für den Weiterverkauf der 
Gesellschaftsanteile von TXU an Veolia in Höhe von 28 Mio. € (netto verblieben, abzüglich 
Transaktionskosten in Höhe von 1,8 Mio. €, 26,2 Mio. €).  
 
Unter Berücksichtigung der vorstehenden Ergebnisveränderungen verbleibt ein Saldo-
betrag von 116,3 Mio. €. Diese Summe wurde in den Jahren 2003 bis 2010 verwandt,  
um innerhalb des Konzerns der Stadt Braunschweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH die  
Ergebnisse der konzernangehörigen Gesellschaften auszugleichen. Die gute Ergebnis-
entwicklung der Braunschweiger Versorgungs-AG sowie bemerkenswerte Restrukturie-
rungserfolge der Braunschweiger Verkehrs-AG führten im Jahr 2010 dazu, dass aus den 
vorhandenen Privatisierungserlösen nur 5,5 Mio. € zur Gesamtverlustabdeckung benötigt 
wurden. 
 
Am Ende des Geschäftsjahres 2010 stand noch ein Bil anzgewinn von 42,6 Mio. €  
aus bis dahin nicht verbrauchten Privatisierungserl ösen zur Verfügung . Die gute  
Entwicklung bei der BVAG und die konsequente Kostenreduzierung bei der BSVAG lassen 
zurzeit erwarten, dass der Gewinnvortrag frühestens 2015  aufgebraucht sein wird. 
 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass in den Verlustausgleichszahlungen an die Konzern-
gesellschaften auch Abschreibungsgegenwerte von 89,2 Mio. € enthalten sind, die in den 
angeschlossenen Unternehmen zur Finanzierung von Tilgungsleistungen oder Investitionen 
verwendet werden. Insgesamt wurden in den Jahren von 2003 bis 2010 in diesen Teil-
konzerngesellschaften 206,8 Mio. € investiert . Der größte Anteil (186,4 Mio. €) entfällt auf 
die Braunschweiger Verkehrs-AG. Stadthalle und Stadtbad haben im betrachteten Zeitraum 
jeweils 10 Mio. € investiert: Also wurde auch hier ein Großteil der Privatisierungserlöse 
vermögenswirksam verwandt. 
 
Zusammengefasst stellt sich die Verwendung der Privatisierungserlöse  von 453 Mio. € 
i. S. BVAG folgendermaßen dar:  
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216 Mio. €       Ausschüttung an Stadt Braunschweig  
           
  31 Mio. €       Abdeckung vorhandener Verluste vor 2002 
    8 Mio. €       Abdeckung Verluste aus Geschäftsjahr 2002 
  24 Mio. €       Abschreibung Beteiligungsbuchwert Versorgungs-AG  
  13 Mio. €       Investitionen für Tochterunternehmen 
    2 Mio. €       Transaktionskosten für Weiterveräußerung an Veolia 
116 Mio. €       Verlustausgleiche SBBG 
  43 Mio. €       Bilanzgewinn am 31.12.2010 
237 Mio. €       Gesamtbetrag der in der Stadt Brau nschweig Beteiligungs- 
                        Gesellschaft mbH verwendete n Veräußerungserlöse 
 
Nachrichtlich bleibt anzumerken, dass der Liquiditätszufluss aus den Privatisierungserlösen 
auch genutzt wurde, um 49 % der Geschäftsanteile an der Nibelungen-Wohnbau-GmbH 
Braunschweig  von der Stadt Braunschweig zu erwerben. Dieser Anteilserwerb stellt keine 
echte Privatisierung dar, ist aber im Rahmen der Erläuterungen zur Verwendung der  
Privatisierungserlöse im städtischen Haushalt zu beachten (vgl. hierzu Ziff. 1 und 2 dieser 
Mitteilung). 
 
Die Ergebnisentwicklung der Stadt Braunschweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH ist in der 
Anlage 8 dargestellt. 
 
 

5. Sonderrechnungen für die Stadtentwässerung, die Abfallwirtschaft und das Senioren-
zentrum „In den Rosenäckern“ 

 
5.1 Sonderrechnung Stadtentwässerung 

 
5.1.1 Erträge aus Privatisierungserlösen 

 
Der „Konzern Stadt Braunschweig“ hat aus der Privatisierung der Stadtentwässerung 
insgesamt 253 Mio. € erhalten. Die Einzelheiten sind in der Beschlussvorlage vom 
7. November 2005 (Drucksache 10176/05) dargestellt, die als Anlage 9 beigefügt ist. 
 
Für das Nutzungsrecht am Kanalnetz über 30 Jahre wurde ein Kaufpreis von 222,3 Mio. € 
gezahlt, weitere 1,3 Mio. € für ein zu bestellendes Erbbaurecht. Hiervon waren 9,3 Mio. € in 
Abzug zu bringen, die in Form einer Bareinlage in die Stadtentwässerung Braunschweig 
GmbH eingebracht wurden, um eine angemessene Eigenkapitalausstattung zu erreichen. 
Außerdem wurden Sachanlagevermögenswerte von rd. 5,7 Mio. € eingelegt, so dass die 
Kapitalrücklage der Gesellschaft zum 1. Januar 2006 insgesamt 15 Mio. € betrug. 
 
Der sich ergebende Betrag von 214,3 Mio. € wurde jedoch nicht vollständig in den Haushalt 
überführt, da zur Abdeckung von in der Sonderrechnung verbleibender Verbindlichkeiten, 
zur Sicherstellung der geplanten Gebührenentwicklung sowie im Hinblick auf etwaige  
Risiken ein Teilbetrag von 126,3 Mio. € zurückzubehalten war. 
 
Die Differenz von 88 Mio. €, die für die vorgenannten Zwecke nicht benötigt wurde, ist dem 
Haushalt zugeführt worden. Dies erfolgte in der Form, dass das Eigenkapitel der Sonder-
rechnung um diesen Betrag herabgesetzt wurde. Zusätzlich wurde im städtischen Haushalt 
der Kaufpreis von 24 Mio. € für die Geschäftsanteile der Stadtentwässerung Braunschweig 
GmbH vereinnahmt. 
 
Somit flossen dem Haushalt aus diesem Privatisierungsprojekt insgesamt 112 Mio. € zu, in 
der Sonderrechnung verblieben 126,3 Mio. €.  
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5.1.2 Verwendung der Privatisierungserlöse in der Sonderrechnung 
 
In den Beschlussvorlagen vom 7. November 2005 und vom 14. Februar 2006 (Drucksache 
10372/06, Anlage 10) wurde detailliert aufgeführt, für welche Zwecke die in der Sonder-
rechnung verbliebenen Privatisierungserlöse von 126,3 Mio. € verwendet werden sollen. 
Vorgesehen waren danach folgende Ausgabezwecke: 
 
für künftige Tilgungsleistungen      61,1 Mio. € 
für künftige Darlehenszinsen      23,8 Mio. € 
zur Ablösung von Kontokorrentkrediten     10,8 Mio. € 
für künftige Anlagenabgänge        8,7 Mio. € 
zur Abdeckung nicht gebührenfähiger Betriebsentgelte    1,5 Mio. € 
Risikoposition Kapitalkostenentgelte       5,0 Mio. € 
zur (teilweisen) Abdeckung der Umsatzsteuererhöhung    5,5 Mio. € 
für Transaktionskosten         3,4 Mio. € 
zum Ausgleich von Überdeckungen der Vorjahre     3,5 Mio. € 
zur Entlastung der Gebührenkalkulation wegen der Beitrags- 
Finanzierung des Kanalnetzes in den eingemeindeten Ortsteilen   3,0 Mio. € 
Verbleib in der Sonderrechnung              126,3 Mio. €  
 
In den Jahren 2006 bis 2010 wurden für diese Zwecke  tatsächlich 102,1  Mio. € ver-
ausgabt.  Die Einzelbeträge sind der als Anlage 11 beigefügten Übersicht zu entnehmen. 
Zum Stichtag 31. Dezember 2010 standen von den Privatisierungserlösen, die in der  
Sonderrechnung zurückbehalten wurden, noch 24,2 Mio. € zur Verfügung. Darüber hinaus 
wurden Zinserträge aus der Anlage der eingenommenen Privatisierungserlöse von rd. 
9 Mio. € erwirtschaftet. 
 
Zusammenfassend bleibt festzustellen, dass die Privatisierungserlöse, die in der  
Sonderrechnung verblieben, zweckentsprechend, d.h. dem Ratsbeschluss entsprechend, 
verwendet wurden. 

 
 
5.2 Sonderrechnung Abfallwirtschaft 

 
5.2.1 Erträge aus Privatisierungserlösen 

 
Im Jahr 2004 wurden 51 % der Geschäftsanteile an der Stadtreinigung Braunschweig 
GmbH an die ALBA AG, Berlin, veräußert. Der Kaufpreis belief sich auf 2 Mio. € und 
wurde in der Sonderrechnung vereinnahmt. Die Einzelheiten dieser Transaktion sind in der 
Beschlussvorlage vom 16. April 2004 (Drucksache 8768/04) ausführlich dargestellt, die als 
Anlage 12 beigefügt ist. 
 

5.2.2 Verwendung der Privatisierungserlöse 
 
Von diesem Privatisierungserlös mussten in der Sonderrechnung 127.500 € als Buch-
wertberichtigung  der dort ausgewiesenen Geschäftsanteile ausgewiesen werden.  
Der Restbetrag von 1.872.500 € ist zur Aufstockung des Eigenkapitals verwendet 
worden . Die Summe ist bislang nicht verwendet worden, sodass sie weiterhin in der Son-
derrechnung zur Verfügung steht. Es ist vorgesehen, diesen Betrag zur Finanzierung von 
anstehenden Investitionen (z. B. Deponieflächenrekultivierung) zu verwenden.  
 
Über den Kaufpreis von 2 Mio. € hinaus hat ALBA die von der Stadt für die Stadtreinigung 
Braunschweig GmbH ausgereichten Kassenkredite von rd. 3 Mio. € zurückgezahlt . Die 
Gesellschaft war zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht in der Lage, diesen Liquiditätskredit 
an die Stadt zurückzuzahlen. Durch die Verknüpfung der Rückzahlung des Liquiditätskredi-
tes mit dem Verkauf des Geschäftsanteils von 51 % gelang es, für den städtischen Haus-
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halt einen sonst mit Sicherheit unabwendbaren Verlust von 3 Mio. € zu vermeiden (die SRB 
stand vor dem Konkurs ohne die Einigung mit ALBA). Da es sich bei der Rückzahlung des 
Darlehens nicht um eine Entgeltzahlung handelte, ist dieser Betrag in die Privatisierungser-
löse von rd. 732 Mio. € nicht eingerechnet worden.  
 
 

5.3 Sonderrechnung „Seniorenzentrum In den Rosenäckern“ 
 

5.3.1 Erträge aus Privatisierungserlösen 
 
Das Grundstück, das Gebäude und der Betrieb des Seniorenzentrums „In den Rosen-
äckern“ wurde im Jahr 2005 zu einem Kaufpreis von 5,5 Mio. € an die Stiftung St. Thomae-
hof Braunschweig veräußert. Die Entscheidungsgründe für die Veräußerung  
ergeben sich aus den Beschlussvorlagen vom 1. Dezember 2004 und 17. Dezember 2004 
die (Drucksache 9358/04), die als Anlage 13 beigefügt sind. 
 

5.3.2 Verwendung der Privatisierungserlöse 
 
Der Kaufpreis von 5,5 Mio. € wurde in der Sonderrechnung vereinnahmt und anschließend 
in Höhe von 4,7 Mio. € zur Rückzahlung von Krediten verwendet. Der Restbetrag von 
0,8 Mio. € wurde dem städtischen (Kern-) Haushalt zugeführt. Die Sonderrechnung wurde 
zwischenzeitlich aufgelöst. 
 

6. Verwendung der Privatisierungserlöse im „Konzern Stadt Braunschweig“ 
 
Im Ergebnis bleibt festzustellen, dass die zugeflossenen echten Privatisierungserlöse von 
732 Mio. € nahezu vollständig für vermögenswirksame Ausgaben, also zur Verbesse-
rung der Vermögensbilanz verwendet wurden, die Stadt also umgangssprachlich „reicher“ 
gemacht haben. 
 
Das zeigen die wesentlichen Positionen der Mittelverwendung: 
 
(1) Städtischer Haushalt 
     Abbau von Fehlbeträgen und Schulden    355,3 Mio. € 
     Nettoinvestitionsausgaben      270,6 Mio. € 
(2) Stadt Braunschweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH 
      Investitionen in Tochterunternehmen      13,4 Mio. € 
(3) Sonderrechnung Stadtentwässerung 
     Tilgung von Schulden        71,5 Mio. € 
     Gesamt        710,8 Mio. € 
 
Darüber hinaus stehen für künftige vermögenswirksame Ausgaben erhebliche finanzielle 
Reserven zur Verfügung, die gebildet werden konnten, weil in den Jahren 2002 bis 2010 
der städtische Haushalt mit den Privatisierungserlösen nachhaltig saniert werden konnte. 
 
Es handelt sich um folgende Beträge: 
 
(1) Städtischer Haushalt 
     Bestand an Zahlungsmitteln (liquide Mittel)    102,9 Mio. € 
(2) Stadt Braunschweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH 
      Bilanzgewinn (Stand: 31.12.2010)       42,6 Mio. € 
(3) Sonderrechnung Stadtentwässerung 
      noch nicht verausgabte Finanzmittel      33,2 Mio. € 
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7. Finanzielle Vorteile der Privatisierungen 
 
Häufig ist die exakte betriebswirtschaftliche Berechnung der Vorteile aus den Privatisie-
rungsgeschäften gegenüber dem Status ohne Privatisierung hinterfragt worden. Erneut  
soll an dem Beispiel der beiden wichtigsten Privatisierungsprojekte an die nachgewiesene 
Vorteilhaftigkeit erinnert werden: 
 

7.1 Privatisierung Stadtentwässerung 
 
Der Nachweis der Vorteilhaftigkeit der Privatisierung  im Vergleich zur Nichtprivati-
sierung dieses öffentlichen Betriebes wurde in der Ratsvorlage vom 7. November 2005 
(Drucksache 10176/05) im Detail geführt (siehe oben: Anlage 9). 
 
In einer Vergleichsrechnung wurden in einem ersten Schritt die Gebührenentwicklungen  
mit und ohne Privatisierung gegenüber gestellt. Im Ergebnis war die erwartete Entgeltent-
wicklung im Falle der Privatisierung leicht günstiger. Diese Prognose hat sich nach der  
Privatisierung bestätigt: Die bisher tatsächlich errechneten Gebühren in den Jahren von 
2006 bis 2011 entsprachen den damaligen Berechnungen oder lagen sogar leicht darunter. 
 
In einem zweiten Schritt wurden die Auswirkungen  der Varianten Privatisierung bzw. 
Nichtprivatisierung bezogen auf den Haushalt der Stadt Braunschweig  verglichen. Im 
Falle der Nichtprivatisierung wurde eine Gewinnsituation und eine entsprechende Aus-
schüttung an den Haushalt angenommen, die zu einem Barwert zwischen 54,6 Mio. € und 
43,6 Mio. €, je nach Höhe des Diskontierungsfaktors, führte. 
 
Im Fall der Privatisierung lag der entsprechend errechnete Barwert zwischen 4,2 Mio. €  
und 3,1 Mio. €. Durch den Zufluss des Kaufpreises und den Zufluss aus der Eigenkapital-
herabsetzung in der Sonderrechnung wurde für den Haushalt ein Betrag von 115 Mio. € 
vereinnahmt. Daraus ergab sich ein Vorteil der Privatisierung zwischen 60 Mio. € und 
75 Mio. € auch unter Berücksichtigung der Forfaitie rungsverpflichtungen . 
 
Es ist anzumerken, dass der in der damaligen Beschlussvorlage verwendete Kapitalherab-
setzungsbetrag in Höhe von 91 Mio. € später auf 88 Mio. € korrigiert wurde (vgl. Rats-
vorlage vom 14. Februar 2006; Drucksache 10372/06; siehe oben: Anlage 10). Aus dieser 
Berichtigung ergibt sich eine geringfügige Korrektur des Privatisierungsvorteils um 3 Mio. € 
auf 57 bis 72 Mio. €. 
 
Unabhängig von der betriebswirtschaftlich langfristigen Barwertbetrachtung konnte man wie 
bei der BVAG allerdings auch einen „strategischen Mehrerlös“ in Form einer „Prämie“ auf 
die Privatisierung errechnen. Dies wurde dem Rat durch Mitteilung vom 7. November 2005, 
Drucksache 7936/05, berichtet (Anlage 14). Der damalige errechnete „Mehrwert“ in Höhe 
von 20 Mio. € würde heute aufgrund einer mittlerweile korrigierten Mittelzuführung von 
115 Mio. € auf 112 Mio. € bei 17 Mio. €  liegen. Dies ist also unabhängig von der langfristi-
gen Vorteilhaftigkeit der einmalige, in Liquidität ausgedrückte Vermögenszuwachs durch 
dieses Privatisierungsgeschäft gewesen. 
 
 

7.2 Privatisierung Braunschweiger Versorgungs-AG 
 
Die Vorteilhaftigkeit des Verkaufs von 74,9 % der Anteile an der Braunschweiger Ver-
sorgungs-AG wurde erstmals in der Ratsvorlage vom 2. Mai 2002 (Drucksache 6752/02, 
siehe oben Anlage 6) dargestellt. Danach ergab sich in der Vergleichsrechnung Privati-
sierung gegen Nichtprivatisierung ein jährlicher Privatisierungsvorteil  in den Jahren von 
2003 bis 2005 zwischen 7,4 Mio. € und 12,4 Mio. € . 
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Im Jahr 2010 wurde die Vorteilhaftigkeit der Privatisierung überprüft (vgl. Mitteilung vom 
7. Januar 2010 an den Finanz- und Personalausschuss; Drucksache 10522/09). Danach 
ergab sich in einer vereinfachten Vergleichsrechnung ein jährlicher Privatisierungsvorteil 
von 8 Mio. € . Die Mitteilung ist als Anlage 15, die Pressemitteilung vom 13. Januar 2010 
als Anlage 16 beigefügt. 
 
Dabei musste die Entwicklung der Braunschweiger Versorgungs-AG mit und ohne privaten 
Partner betrachtet werden. Ausgehend von einem operativen Ergebnis im Jahr 2002 von 
38 Mio. € (100%-Ergebnis vor Steuern) hatte das (zwischenzeitlich privatisierte) Unterneh-
men im Jahr 2008 eine Ergebnissteigerung um 36 Mio. € auf 74 Mio. € erreicht.  
 
Im Jahr 2010 konnte das Ergebnis nochmals auf 98 Mio. € verbessert werden . Zu  
berücksichtigen ist dabei, dass die Strom- und Gaspreisentwicklungen der BS|Energy für 
Braunschweiger Bürger dazu nicht beigetragen haben (vgl. Mitteilung an den Finanz- und 
Personalausschuss). Danach waren die Preise konform mit dem Preisniveau innerhalb der 
Region. 
 
Im Szenario der Nichtprivatisierung musste eine fiktive Entwicklung ohne privaten Partner 
simuliert werden. Zu diesem Zweck wurde die historische Ergebnisentwicklung deutscher 
Energieversorgungsunternehmen für die Jahre 2002 bis 2008 betrachtet und eine mittlere 
jährliche Wachstumsrate abgeleitet. Die Analyse der im kommunalen Besitz befind-
lichen Unternehmen ergab eine durchschnittliche jäh rliche Wachstumsrate des  
Ergebnisses von 5,2 %, und lag damit rund 50% unter  der tatsächlichen Ergebnis-
entwicklung der Braunschweiger Versorgungs-AG mit p rivater Beteiligung.  
 
Mit der Unterstützung eines Gutachters (KPMG) wurde in einem weiteren detaillierten  
Gutachten ein Barwertmodell  bezogen auf das Jahr 2009 durchgerechnet, aus dem sich 
aus heutiger Sicht – unter Einbeziehung der bekannten Jahresabschlüsse und Planungen 
der Braunschweiger Versorgungs-AG und der Stadt Braunschweig Beteiligungs-
Gesellschaft mbH sowie der geringeren Ergebnisse der Braunschweiger Versorgungs-AG 
im Fall der Nichtprivatisierung – ein Gesamtvorteil der Privatisierung von 242,5 Mio. €  
(Gegenwartswert aller vergangenen und zukünftigen Zahlungsströme) ergibt. 
 
 

8. Zusammenfassung 
 
Durch die vorstehenden Ausführungen und Zahlen sind die vier wesentlichen kritischen 
Vorhaltungen i. S. Privatisierung zum wiederholten Male eindeutig widerlegt. 
 

8.1 Intransparenz 
 
Es wurde mehrfach behauptet, die Verwendung der Privatisierungserlöse sei „intranspa-
rent“ im Sinne einer Verschleierung oder Verzerrung der Zahlenwerke. Richtig ist, dass es 
zum einen wegen des oben erwähnten Gesamtdeckungsprinzips in den öffentlichen Haus-
halten keine detaillierte Zahlenflussrechnung gibt. Und wie aus den vorstehenden Zahlen 
und Ausführungen erkennbar ist, sind für den Laien und den normalen Bürger auch die 
recht komplizierten Transaktionen nicht ohne weiteres zu durchschauen. Dies ergibt sich 
aber aus der Natur der Sache und dem liegt nicht irgendwie ein bewusst verschleierndes 
Verhalten der Verwaltung zugrunde. Mit Akribie und gutem Willen lassen sich jedoch  
anhand der schon mehrfach von der Verwaltung vorgelegten Vorlagen alle Einzelheiten 
nachvollziehen. 
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8.2 Die Stadt ist seit 2002 „ärmer“ geworden. 
 
Auch dies ist durch die vorstehenden Ausführungen widerlegt. Übrigens nicht zum ersten 
Mal. Die „Eigenkapitalquote“ der Stadt („Kernhaushalt“) ist auf ein auch im bundesweiten 
Vergleich vorbildliches Niveau kontinuierlich gestiegen und in Bezug auf Schulden, Liquidi-
tät und Rücklagen steht die Stadt glänzend und eindeutig besser als 2001 dar. 
 

8.3 Das Ganze war ein „Einmaleffekt“, durch den lediglich kurzfristig „Löcher gestopft“ worden 
sind. 
 
Aus vorstehenden Ausführungen und Zahlen ergibt sich, dass die Privatisierungserlöse 
nicht für Einmaleffekte und zum vorübergehenden „Stopfen“ von Haushaltslöchern einge-
setzt worden sind, sondern nachhaltig mit dauerhaft positiver Wirkung für den städtischen 
Haushalt. 
 
Dies zeigt die nahezu vollständige Verwendung der Finanzierungsmittel für den Abbau  
der Schulden, Fehlbeträge (Kassenkredite) und für vermögenswirksame Ausgaben (im 
Wesentlichen Investitionen). Dies gilt sowohl für den (Kern-)Haushalt der Stadt wie auch für  
die Stadt Braunschweig Beteiligungs-Gesellschaft mbH (frühere Stadtwerke). Durch die 
dramatische Rückführung des Schuldendienstes, den ungewöhnlichen Aufbau von Rück-
lagenbeständen und die derzeit erfreuliche Liquidität ist gewährleistet, dass auch bei  
möglichen gesamtwirtschaftlichen Rückschlägen und Steuerausfällen in der Zukunft die  
Solidität des städtischen Haushaltes weit über den derzeitigen Finanzplanungshorizont 
(2015) gewährleistet ist. Sollten vielleicht ab 2015 oder 2016 wieder städtische Verlustzu-
weisungen in Ansehung der Verluste der Stadtbad Braunschweig Sport und Freizeit GmbH 
und der Stadthalle Braunschweig Betriebsgesellschaft mbH erforderlich sein, werden diese 
auch nach konservativer Schätzung in der Finanzplanung aus dem laufenden Haushalt ( im 
Krisenfall durch Rücklagenentnahme) zu leisten sein. Für die Verluste der Braunschweiger 
Verkehrs-AG wird eine Abdeckung aus dem städtischen Haushalt im Gegensatz zu frühe-
ren Jahren nicht mehr erforderlich sein. Allein der 25 %ige städtische Gewinnanteil aus 
BS|Energy reicht auch nach mittelfristiger Prognose aus, diese Verluste abzudecken. 
 

8.4 Die gesamte Privatisierungspolitik war lediglich ein „Vermögenstausch“ (Schuldenabbau 
durch Vermögensveräußerung). 
 
Es ist vorstehend schon beschrieben worden, dass der Schuldenabbau in der Tat zum  
großen Teil auch schlichtweg dadurch erfolgt ist, dass Vermögen veräußert wurde (so-
genannter „Aktiv- und Passiv-Tausch“ in der Bilanz). Das ist nie bestritten worden, war 
es doch auch schon die Ausgangsposition der Ratsmehrheit in der Periode 1996 bis 
2001, mittels einer Vermögensveräußerung (Verkauf eines Anteils an der BVAG) einen 
strategischen Partner für das Unternehmen zu suchen (s. o. 4.1). An einen echten Ge-
winn (Überschuss bei der Veräußerung über den ermittelten Ausgangswert) aus diesem  
Geschäft war damals nicht gedacht, und er wurde jedenfalls auch nicht als Zielsetzung  
angesehen.  
 
Durch günstige Marktumstände, gute Berater und erfolgreiche Verhandlungsführung ist 
es aber gelungen – vor allem in Sachen BVAG – deutlich mehr an Erlös zu erzielen, als 
das Ausgangsvermögen bewertet worden war (s. o. Ziffer 4.1). Der so oben belegte stra-
tegische Erlös von 146 Mio. € allein aus dem Geschäft mit der BVAG ist gewissermaßen 
ein „echter Gewinn“ und geht über den erwähnten „Tauscheffekt“ längst hinaus.  
 
Gleiches gilt auch für die dargelegten 17 Mio. € aus dem Geschäft der Abwasserprivati-
sierung und den 5 Mio. € aus den Privatisierungsverträgen mit ALBA (s. o.).  
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Die 168 Mio. € sind echte, bilanzielle Vermögenszuwächse gewesen, sodass es deshalb 
auch haushaltspolitisch „zulässig“ gewesen wäre, diesen Mehrerlös aus diesen Geschäf-
ten ausschließlich für konsumtive Zwecke, wie Zuschüsse, Beihilfen, Verwaltungsauf-
wendungen (also im Volksmund zum „Stopfen von Haushaltslöchern“ o. Ä.) zu verwen-
den - wie es von Teilen der Opposition in der Öffentlichkeit ja auch 2002 ff. immer wieder 
verlangt worden ist. Gleichwohl sind auch diese Mittel vermögenswirksam eingesetzt 
worden (s. o.) und haben damit die Vermögensseite der Stadt nachhaltig gestärkt. 
 
Diese Nachhaltigkeit ist durch die vorstehend noch einmal in Erinnerung gerufenen  
Berechnungen und Ermittlungen fundiert untersetzt worden. 
 
Das macht die Sinnhaftigkeit der Entscheidungen aus, die weit mehr als einen bloßen  
finanziellen Tauscheffekt zur Folge hatten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
gez. 
 

Dr. Hoffmann 
 
Anlagen 
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Anlage 2


Privatisierungen / Anteilsveräußerungen


     LŝƋƵŝĚŝƚćƚƐǌƵĨůƵƐƐ ;MŝŽ ΦͿ
Gesellschaft Anteil Zeitraum Erwerber Haushalt SBBG Sonder- Gesamt *1)


rechnungen 


Braunschweiger Versorgungs - AG 75% Nov 01 Veolia 216 237 0 453 *2)


bis Dez 04


GWK-Wohnungsbaugesellschaft 56% Dez 01 LEG Schles- 12 0 0 12


bis Dez 02 wig Hollst.


 


NIWO 49% Dez 03 SBBG 49 0 0 49 *3)


DSM 2% Jun 03 Stroer 5 0 0 5


bis Dez 03  


Stadtreinigung restl. 51% Feb 04 ALBA 0 0 2 2 *4)


bis Aug 04


Seniorenzentrum in den Rosenäckern 100% Mrz 04 Stiftung St 1 0 5 6


bis April 05 Thomaehof


Stadtentwässerung Braunschweig 100% Mrz 05 BS-Energy 112 0 141 253


bis Dez 05


Beleuchtung u. Ampelanlagen 100% Jan 05 Bellis *5) 1 0 0 1


bis Dez 05


Summe (Addition) 396 237 148 781  


Konzerninterner Veräußerungserlös 49 49


Summe (Konsolidierung) 347 237 148 732
*1) Addition der Mittelzuflüsse, keine Konsolidierung


ΎϮͿ ϰϮϱ MŝŽ Φ EƌůƂƐ ĚƵƌĐŚ VĞƌŬĂƵĨ ĂŶ TXU͕ Ϯϴ MŝŽ Φ EƌůƂƐ ĚƵƌĐŚ WĞŝƚĞƌǀĞƌŬĂƵĨ ĂŶ VĞŽůŝĂ


*3) Die 49 % NIWO-Anteile wurden von der SBBG bezahlt. Im Gegenzug wurde das Anlagevermögen der SBBG um den gleichen Betrag erhöht, so dass die Ergebnissituation der SBBG unverändert blieb. In der späteren


     Konzernkonsolidierung wird dann der Buchwert entsprechend korrigiert.


ΎϰͿ Fƺƌ ĚĞŶ VĞƌŬĂƵĨ ĚĞƌ ĞƌƐƚĞŶ ϰϵй ĂŶ AůďĂ ǁƵƌĚĞŶ ŝŶ ĚĞƌ SŽŶĚĞƌƌĞĐŚŶƵŶŐ ŝŵ JĂŚƌ ϮϬϬϬ ϵ͕Ϯ MŝŽ͘ Φ ǀĞƌĞŝŶŶĂŚŵƚ͘ Fƺƌ ĚŝĞ ƌĞƐƚůŝĐŚĞŶ ϱϭй ǁƵƌĚĞŶ Ϯ MŝŽ͘Φ ďĂƌ ǀĞƌĞŝŶŶĂŚŵƚ ƵŶĚ ĞŝŶ KƌĞĚŝƚƌƺĐŬĨůƵƐƐ ǀŽŶ ϯ MŝŽ͘ Φ ŐĞƐŝĐŚĞƌƚ͘


ΎϱͿ DĂƌƺďĞƌ ŚŝŶĂƵƐ ũćŚƌůŝĐŚĞ EŝŶƐƉĂƌƵŶŐĞŶ ǀ͘ Ϭ͕ϴ MŝŽ͘ Φ







Sachverhalt, Begründung, finanzielle Auswirkung: siehe nächste Seite 
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Überschrift, Beschlußvorschlag 
 
 
 
Übertragung eines 94,9 %-Anteils an der Stadthalle Braunschweig Betriebsgesell-
schaft mbH von der Stadt Braunschweig auf die Stadtwerke Braunschweig GmbH 
 
"1. Die Verwaltung wird ermächtigt, 94,9 % der Stammkapitalanteile der Eigengesell-


schaft Stadthalle Braunschweig Betriebsgesellschaft mbH rückwirkend zum 
1. Januar 2004 an die Stadtwerke Braunschweig GmbH zu einem Kaufpreis von 


 
1,00 € 


 
zu veräußern und die im Zusammenhang mit der Anteilsübertragung erforderlich 
werdenden Gesellschaftsvertragsänderungen, insbesondere in § 4 - Stammkapital, 
§ 10 (Abs. 1, 3 und 4) - Gesellschafterversammlung und § 14 - Verlustabdeckung zu 
veranlassen. 
 


2. Die Vertreter der Stadt in der Gesellschafterversammlung der Stadtwerke Braun-
schweig GmbH werden angewiesen, 


 
a) die Geschäftsführung zu beauftragen, eine Beteiligung in Höhe von 94,9 % an 


der Stadthalle Braunschweig Betriebsgesellschaft mbH zu einem Kaufpreis von 
 


1,00 € 
 
von der Stadt Braunschweig zu erwerben und den Aufsichtsrat darüber in ge-
eigneter Form zu informieren, 
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b) die Geschäftsführung zu veranlassen, die im Zusammenhang mit der Anteils-
übertragung erforderlich werdenden Gesellschaftsvertragsänderungen, ins-
besondere in § 4 - Stammkapital, § 10 (Abs. 1, 3 und 4) - Gesellschafter-
versammlung und § 14 - Verlustabdeckung in der Gesellschafterversammlung 
der Stadthalle Braunschweig Betriebsgesellschaft mbH zu beschließen. 


 
3. Die Vertreter der Stadt in der Gesellschafterversammlung der Stadthalle Braun-


schweig Betriebsgesellschaft mbH werden angewiesen, 
 


aa) der Teilung des Stammkapitals in einen Geschäftsanteil 
 


im Nennbetrag von 24.650,00 € und 
im Nennbetrag von   1.350,00 € 


 
sowie 


 
ab) der Veräußerung des neu geschaffenen Geschäftsanteils im Nennbetrag von 


24.650,00 € an die Stadtwerke Braunschweig GmbH unwiderruflich zuzu-
stimmen, 


 
b) die Geschäftsführung der Gesellschaft zu beauftragen, alle erforderlichen Maß-


nahmen für die Übertragung eines 94,9 %igen Anteils an der Gesellschaft von 
der Stadt Braunschweig auf die Stadtwerke Braunschweig GmbH durchzuführen 
sowie eine Information des Aufsichtsrates in geeigneter Weise vorzunehmen 
und 


 
c) die Gesellschaftsvertragsänderungen insbesondere in  


 
§   4  - Stammkapital 
§ 10 Abs. 1, 3 und 4 - Gesellschafterversammlung 
§ 14 - Verlustabdeckung 


 
zu beschließen." 
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Begründung: 
 
Die Übertragung eines 94,9 %igen Anteils an der Stadthalle Braunschweig Betriebsgesell-
schaft mbH erfolgt mit dem Ziel, eine neue Steuerungsvariante innerhalb des Konzerns Stadt 
Braunschweig zu erproben. Insbesondere ist es beabsichtigt, die Position der SWBS als 
Konzern-Holding auf diesem Weg zu entwickeln und gleichzeitig die Steuerung städtischer 
Gesellschaften zu optimieren. Ferner soll versucht werden, bei der SWBS vorhandene Kapa-
zitätsreserven für die genannte Gesellschaft zu nutzen. 
 
Der Kaufpreis wurde auf 1,00 € begrenzt im Hinblick auf die dauerhafte Verlustsituation der 
Stadthalle Braunschweig Betriebsgesellschaft mbH und im übrigen wegen einer bei deutlich 
höherem Kaufpreis anzunehmenden "verdeckten Gewinnausschüttung" mit daraus resultie-
renden finanziellen Belastungen der Stadt. Der zu erwartende Jahresverlust der Stadthalle 
wird künftig entsprechend dem Gesellschaftsanteil zu 94,9 % von der Stadtwerke GmbH aus-
zugleichen sein. 
 
Grunderwerbsteuer auf den Grundbesitz der Gesellschaft fällt nicht an, da lediglich 94,9 % der 
Anteile übertragen werden. 
 
Zu Ziffer 3 c): 
 
Die Übertragung der Stammkapitalanteile führt zu Änderungsnotwendigkeiten im Gesell-
schaftsvertrag wie folgt: 
 


Bisherige Fassung Neufassung 


§ 4 - Stammkapital § 4 - Stammkapital 
(1) Das Stammkapital der Gesellschaft be-


trägt 26.000 € (in Worten: sechsund-
zwanzigtausend Euro). 


(1) Gesellschafter mit folgenden Gesell-
schaftsanteilen sind 


 
a) die Stadtwerke Braun- 


schweig GmbH mit 24.650,00 € 
 


b) die Stadt Braunschweig  
mit 1.350,00 €. 


 
(2) Das Stammkapital wird von der 


alleinigen Gesellschafterin Stadt 
Braunschweig gehalten. 


 


(2) Das Stammkapital ist voll erbracht. 


§ 10 - Gesellschafterversammlung § 10 - Gesellschafterversammlung 
(1) Die Gesellschafterversammlung wird im 


Benehmen mit dem Vorsitzenden des 
Aufsichtsrates und der Stadt Braun-
schweig durch die Geschäftsführung ein-
berufen. 


 


(1) Die Gesellschafterversammlung wird im 
Benehmen mit dem Vorsitzenden des 
Aufsichtsrates und den Gesellschaftern 
durch die Geschäftsführung einberufen. 


(3) Vor Einberufung der Gesellschafterver-
sammlung ist der Stadt Braunschweig 
die Tagesordnung mit Unterlagen so 
rechtzeitig zuzuleiten, daß der Rat oder 
der Verwaltungsausschuß der Stadt von 
ihrem Weisungsrecht Gebrauch machen 
können. 
 


(3) Vor Einberufung der Gesellschafterver-
sammlung ist den Gesellschaftern die 
Tagesordnung mit Unterlagen so recht-
zeitig zuzuleiten, daß der Rat oder der 
Verwaltungsausschuß der Stadt von ihrem 
Weisungsrecht Gebrauch machen können. 
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Bisherige Fassung Neufassung 


(4) Die Stadt Braunschweig entsendet einen 
oder mehrere Vertreter in die Gesell-
schafterversammlung. Mehrere Vertreter 
üben das Stimmrecht gemeinsam und 
einheitlich aus. 


 


(4) Die Gesellschafter entsenden einen oder 
mehrere Vertreter in die Gesell-
schafterversammlung. Mehrere Vertreter 
eines Gesellschafters üben das Stimm-
recht gemeinsam und einheitlich aus. 


§ 14 - Verlustabdeckung § 14 Verlustabdeckung 
Die Stadt Braunschweig verpflichtet sich, 
Jahresverluste der Gesellschaft bis zur Höhe 
der in den von der 
Gesellschafterversammlung festgestellten 
Wirtschaftsplänen ausgewiesenen 
Jahresfehlbeträgen abzudecken. 


Die Gesellschafter verpflichten sich, ent-
sprechend ihrem Beteiligungsverhältnis, 
Jahresverluste der Gesellschaft bis zur Höhe 
der in den von der Gesellschafterversammlung 
festgestellten Wirtschaftsplänen ausge-
wiesenen Jahresfehlbeträgen abzudecken. 


 
Ergänzend ist noch anzumerken, daß möglicherweise von Arbeitnehmerseite eine Ver-
größerung des Aufsichtsrates geltend gemacht wird, weil die Anzahl der Mitarbeiter im 
Stadtwerke-Konzern durch Zuordnung von Stadthalle und Stadtbad auf über 2.000 ge-
stiegen sei. Dies hängt damit zusammen, daß aus Sicht der Arbeitnehmervertretung die 
BVAG noch als Bestandteil des Stadtwerke-Konzerns angesehen wird. Die Verwaltung ist 
jedoch der Auffassung, daß der dafür erforderliche "beherrschende Einfluß" seitens SWBS 
gegenüber der BVAG nicht gegeben ist. 
 
 
gez. 
 
Dr. Hoffmann 
 







Sachverhalt, Begründung, finanzielle Auswirkung: siehe nächste Seite 


 


Stadt Braunschweig  TOP 


   
Der Oberbürgermeister Drucksache Datum 
FB Finanzen 9339/04 26. Nov. 2004 
20.12   
 
 


Vorlage 
Beratungsfolge 


 
Sitzung 


 
Beschluß 


 
 Tag Ö N ange-


nom-
men 


abge-
lehnt 


geän-
dert 


pas-
siert 


Finanzausschuss 
Verwaltungsausschuss 


  9. Dez. 2004 
14. Dez. 2004 


X 
  


  
X 


    


Rat 21. Dez. 2004 X      
 
Beteiligte Fachbereiche / 
Referate / Abteilungen 


Beteiligung  
des Referates 0140 


Anhörungsrecht 
des Stadtbezirksrats 


Vorlage erfolgt aufgrund Vor-
schlag/Anreg.d.StBzR 


       
                


    Ja X Nein    Ja X Nein    Ja X Nein 
                


 
 
Überschrift, Beschlußvorschlag 
 
 
 
Übertragung eines 94,9 %-Anteils an der Stadtbad Braunschweig Sport und Freizeit 
GmbH von der Stadt Braunschweig auf die Stadtwerke Braunschweig GmbH 
 
"1. Die Verwaltung wird ermächtigt, 94,9 % der Stammkapitalanteile der Eigengesell-


schaft Stadtbad Braunschweig Sport und Freizeit GmbH rückwirkend zum 1. Januar 
2004 an die Stadtwerke Braunschweig GmbH zu einem Kaufpreis von 


 
1,00 € 


 
 zu veräußern und die im Zusammenhang mit der Anteilsübertragung erforderlich 


werdenden Gesellschaftsvertragsänderungen, insbesondere in § 4 - Stammkapital, 
§  5 - Verlustabdeckung und § 11 (Abs. 1, 3 und 4) - Gesellschafterversammlung zu 
veranlassen 


 
2. Die Vertreter der Stadt in der Gesellschafterversammlung der Stadtwerke Braun-


schweig GmbH werden angewiesen, 
 


a) die Geschäftsführung zu beauftragen, eine Beteiligung in Höhe von 94,9 % an 
der Stadtbad Braunschweig Sport und Freizeit GmbH zu einem Kaufpreis von 


 
1,00 € 


 
 von der Stadt Braunschweig zu erwerben und den Aufsichtsrat darüber in ge-


eigneter Form zu informieren, 
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b) die Geschäftsführung zu veranlassen, die im Zusammenhang mit der Anteils-
übertragung erforderlich werdenden Gesellschaftsvertragsänderungen, ins-
besondere in § 4 - Stammkapital, § 5 - Verlustabdeckung und § 11 (Abs. 1, 3 
und 4) - Gesellschafterversammlung in der Gesellschafterversammlung der 
Stadtbad Braunschweig Sport und Freizeit GmbH zu beschließen. 


 
3. Die Vertreter der Stadt in der Gesellschafterversammlung der Stadtbad Braun-


schweig Sport und Freizeit GmbH werden angewiesen, 
 
 aa) der Teilung des Stammkapitals in einen Geschäftsanteil 
 
  im Nennbetrag von 970.400,00 € und 
  im Nennbetrag von   52.200,00 € 
 
 sowie 
 


ab) der Veräußerung des neu geschaffenen Geschäftsanteils im Nennbetrag von 
970.400,00 € an die Stadtwerke Braunschweig GmbH unwiderruflich zuzu-
stimmen, 


 
b) die Geschäftsführung der Gesellschaft zu beauftragen, alle erforderlichen Maß-


nahmen für die Übertragung eines 94,9 %igen Anteils an der Gesellschaft von 
der Stadt Braunschweig auf die Stadtwerke Braunschweig GmbH durchzuführen 
sowie eine Information des Aufsichtsrates in geeigneter Weise vorzunehmen 
und 


 
c) die Gesellschaftsvertragsänderungen insbesondere in 


 
§   4 - Stammkapital 
§   5 - Verlustabdeckung 
§ 11 Abs. 1, 3 und 4 - Gesellschafterversammlung 


 
zu beschließen." 
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Begründung: 
 
Die Übertragung eines 94,9 %igen Anteils an der Stadtbad Braunschweig Sport und Freizeit 
GmbH erfolgt mit dem Ziel, eine neue Steuerungsvariante innerhalb des Konzerns Stadt 
Braunschweig zu erproben. Insbesondere ist es beabsichtigt, die Position der SWBS als Kon-
zern-Holding auf diesem Weg zu entwickeln und gleichzeitig die Steuerung städtischer Ge-
sellschaften zu optimieren. Ferner soll versucht werden, bei der SWBS vorhandene Kapazi-
tätsreserven für die genannte Gesellschaft zu nutzen. 
 
Der Kaufpreis wurde auf 1,00 € begrenzt im Hinblick auf die dauerhafte Verlustsituation der 
Stadtbad Braunschweig Sport und Freizeit GmbH und im übrigen wegen einer bei deutlich 
höherem Kaufpreis anzunehmenden "verdeckten Gewinnausschüttung" mit daraus resultie-
renden finanziellen Belastungen der Stadt. Der zu erwartende Jahresverlust der Stadtbad 
GmbH wird künftig entsprechend dem Gesellschaftsanteil zu 94,9 % von der Stadtwerke 
GmbH auszugleichen sein. 
 
Grunderwerbsteuer auf den Grundbesitz der Gesellschaft fällt nicht an, da lediglich 94,9 % der 
Anteile übertragen werden. 
 
Zu Ziffer 3 c): 
 
Die Übertragung der Stammkapitalanteile führt zu Änderungsnotwendigkeiten im Gesell-
schaftsvertrag wie folgt: 
 


Bisherige Fassung Neufassung 


§ 4 - Stammkapital § 4 - Stammkapital 
(1) Das Stammkapital der Gesellschaft be-


trägt 1.022.600,00 € (in Worten: eine 
Million zweiundzwanzigtausendsechs-
hundert Euro). 


(1) Gesellschafter mit folgenden Gesell-
schaftsanteilen sind 


 
a) die Stadtwerke Braun- 


schweig GmbH mit 970.400,00 € 
 


b) die Stadt Braunschweig  
mit 52.200,00 €. 


 
(2) Das Stammkapital wird von der 


alleinigen Gesellschafterin Stadt 
Braunschweig gehalten. 


 


(2) Das Stammkapital ist voll erbracht. 


§ 5 - Verlustabdeckung § 5 -Verlustabdeckung 
Die Stadt Braunschweig verpflichtet sich, 
Jahresverluste der Gesellschaft bis zur Höhe 
von 4.000.000,00 € abzudecken. 


Die Gesellschafter verpflichten sich, ent-
sprechend ihrem Beteiligungsverhältnis 
Jahresverluste der Gesellschaft bis zur Höhe 
von 4.000.000,00 € abzudecken. 
 


§ 11 - Gesellschafterversammlung § 11 - Gesellschafterversammlung 


(1) Die Gesellschafterversammlung wird im 
Benehmen mit dem Vorsitzenden des 
Aufsichtsrates und der Stadt Braun-
schweig durch die Geschäftsführung ein-
berufen. 


 


(1) Die Gesellschafterversammlung wird im 
Benehmen mit dem Vorsitzenden des 
Aufsichtsrates und den Gesellschaftern 
durch die Geschäftsführung einberufen. 
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Bisherige Fassung Neufassung 


(3) Vor Einberufung der Gesellschafterver-
sammlung ist der Stadt Braunschweig die 
Tagesordnung mit Unterlagen so recht-
zeitig zuzuleiten, daß der Rat oder der 
Verwaltungsausschuß der Stadt von 
ihrem Weisungsrecht Gebrauch machen 
können. 


(3) Vor Einberufung der Gesellschafterver-
sammlung ist den Gesellschaftern die 
Tagesordnung mit Unterlagen so recht-
zeitig zuzuleiten, daß der Rat oder der 
Verwaltungsausschuß der Stadt von 
ihrem Weisungsrecht Gebrauch machen 
können. 


 
(4) Der Rat der Stadt Braunschweig ent-


sendet einen oder mehrere Vertreter in 
die Gesellschafterversammlung. Mehrere 
Vertreter üben das Stimmrecht gemein-
sam und einheitlich aus. 


 


(4) Die Gesellschafter entsenden einen 
oder mehrere Vertreter in die Gesell-
schafterversammlung. Mehrere Vertreter 
eines Gesellschafters üben das Stimm-
recht gemeinsam und einheitlich aus. 


 
Ergänzend ist noch anzumerken, daß möglicherweise von Arbeitnehmerseite eine Ver-
größerung des Aufsichtsrates geltend gemacht wird, weil die Anzahl der Mitarbeiter im 
Stadtwerke-Konzern durch Zuordnung von Stadthalle und Stadtbad auf über 2.000 ge-
stiegen sei. Dies hängt damit zusammen, daß aus Sicht der Arbeitnehmervertretung die 
BVAG noch als Bestandteil des Stadtwerke-Konzerns angesehen wird. Die Verwaltung ist 
jedoch der Auffassung, daß der dafür erforderliche "beherrschende Einfluß" seitens SWBS 
gegenüber der BVAG nicht gegeben ist. 
 
 
 
gez. 
 
 
Dr. Hoffmann 
 







Sachverhalt, Begründung, finanzielle Auswirkung: siehe nächste Seite 


 
Stadt Braunschweig  TOP 


   
Der Oberbürgermeister Drucksache Datum 
FB Finanzen 8403/03 12. Nov. 2003 
20.12   
 
 


Vorlage 
 


Beratungsfolge 
 


Sitzung 
 


Beschluss 
 


 Tag Ö N ange-
nom-
men 


abge-
lehnt 


geän-
dert 


pas-
siert 


Finanzausschuss 
Verwaltungsausschuss 


27. Nov. 2003 
  2. Dez. 2003 


X 
  


  
X 


    


Rat   9. Dez. 2003 X       
 
Beteiligte Fachbereiche / 
Referate / Abteilungen 


Beteiligung  
des Referates 0140 


Anhörungsrecht 
des Stadtbezirksrats 


Vorlage erfolgt aufgrund Vor-
schlag/Anreg.d.StBzR 


       
                


    Ja X Nein    Ja X Nein    Ja X Nein 
                


 
Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
 
 
Übertragung eines 49%-Anteils an der Nibelungen-Woh nbau-GmbH Braunschweig von 
der Stadt Braunschweig auf die Stadtwerke Braunschw eig GmbH 
 
 
 
"1. Die Verwaltung wird ermächtigt, 49 % der Stammkapitalanteile der Eigengesellschaft 


Nibelungen-Wohnbau-GmbH Braunschweig mit Wirkung zum 31. Dezember 2003 an die 
Stadtwerke Braunschweig GmbH zu einem Kaufpreis von 
 


49.000.000,00 
�


 
zu veräußern. 
 


2. Die Vertreter der Stadt in der Gesellschafterversammlung der Stadtwerke Braunschweig 
GmbH werden angewiesen, die Geschäftsführung zu beauftragen, eine Beteiligung in 
Höhe von 49 % an der Nibelungen-Wohnbau-GmbH Braunschweig zu einem Kaufpreis 
von 


 
49.000.000,00 


�
 


 
von der Stadt Braunschweig zu erwerben und den Aufsichtsrat darüber in geeigneter 
Weise zu informieren. 


 
3. Die Vertreter der Stadt in der Gesellschafterversammlung der Nibelungen-Wohnbau-


GmbH Braunschweig werden angewiesen, die Geschäftsführung der Gesellschaft zu be-
auftragen, alle erforderlichen Maßnahmen für die Übertragung eines 49%igen Anteils an 
der Gesellschaft von der Stadt Braunschweig auf die Stadtwerke Braunschweig GmbH 
durchzuführen. Dies schließt auch eine vorherige geeignete Information des Aufsichts-
rates mit ein." 
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Begründung: 
 
I. Sachverhalt 
 


Die Stadt Braunschweig hält jeweils 100 Prozent der Anteile an der Stadtwerke Braun-
schweig GmbH (SWBS) und der Nibelungen-Wohnbau-GmbH Braunschweig (Nibelun-
gen). Da es sich bei der Nibelungen um eine unmittelbare Tochtergesellschaft der Stadt 
Braunschweig handelt, führt ein Veräußerungserlös zu einer Einnahme im Vermögens-
haushalt.  
 
SWBS verfügt aus der Teilprivatisierung der Braunschweiger Versorgungs-AG noch 
über erhebliche Liquidität. Daher sollen Teile des Veräußerungserlöses in der Braun-
schweiger Versorgungs-AG aus der Privatisierung im Sinne einer Portfolio-Umschich-
tung zum Erwerb von Anteilen an der Nibelungen eingesetzt werden. 
 


 
II. Darstellung der wesentlichen Ergebnisse 


 
Die Veräußerung von 49 % der Anteile an der Nibelungen an die SWBS durch die Stadt 
Braunschweig wird zu keiner Besteuerung führen.  
 
Mitbestimmungsrechtlich wird der zur Zeit nicht paritätisch besetzte Aufsichtsrat der 
SWBS auch nach dem Erwerb der Anteile an der Nibelungen beibehalten.  


 
III. Kaufpreis für die zu übertragende Beteiligung 


 
Bei der Bestimmung des von der SWBS für den Erwerb von 49% der Anteile an der 
Nibelungen an die Stadt Braunschweig zu zahlenden Kaufpreises muss aus steuerlicher 
Sicht sichergestellt werden, dass dieser dem marktüblichen Preis entspricht. Die 
Ermittlung des marktüblichen Preises kann beispielsweise durch ein Wertgutachten 
eines Wirtschaftsprüfers erfolgen.  
 
Sollte der von der SWBS an die Stadt Braunschweig für die Anteile gezahlte Kaufpreis 
überhöht sein, so würde dies in Höhe des den marktüblichen Preises übersteigenden 
Betrages zu einer verdeckten Gewinnausschüttung der SWBS an die Stadt Braun-
schweig führen. Diese wäre zwar nicht körperschaft- oder gewerbesteuerpflichtig, aller-
dings käme es in Höhe von 10% der verdeckten Gewinnausschüttung zu einer nicht er-
stattungsfähigen Belastung mit Kapitalertragsteuer. 
 
Die GdW Revision AG hat in ihrem Gutachten für die Nibelungen einen Unternehmens-
wert von 100 Mio. 


�
 ermittelt, was für 49 % der Anteile zu einem Kaufpreis von 49 Mio. 


�
 


führt. Entsprechend erwirbt die SWBS einen Anspruch auf 49 % der Dividenden. 
 
Grunderwerbsteuer 
 
Die Veräußerung von Anteilen an der Nibelungen würde Grunderwerbsteuer in Höhe 
von 3,5% auf den Grundbesitz der Gesellschaft auslösen, sofern mindestens 95% der 
Anteile übertragen werden. Da die SWBS vorliegend nur 49% der Anteile an der Nibe-
lungen erwerben soll, löst dieser Vorgang keine Grunderwerbsteuer aus. 
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IV. Aufsichtsratsbesetzung  
 
Da es sich bei der Nibelungen weiterhin um ein städtisches Unternehmen handelt, das 
zu 100 % dem städtischen Gesamtvermögen zuzurechnen ist, schlägt die Verwaltung 
vor, die Aufsichtsratsbesetzung bis zur nächsten Kommunalwahl unverändert zu lassen. 


 
 
 
 
gez. 
 
 
Dr. Hoffmann 
 







 


Sachverhalt, Begründung, finanzielle Auswirkung: siehe nächste Seite 


 


Stadt Braunschweig  TOP 


   
Der Oberbürgermeister Drucksache Datum 
FB Finanzen 6752/02 16. Mai 2002 
20.12   
 


3. Ergänzung zur Beschlussvorlage vom 2. Mai 2002 
Beratungsfolge 


 
Sitzung 


 
Beschluss 


 
 Tag Ö N ange-


nom-
men 


abge-
lehnt 


geän-
dert 


pas-
siert 


Rat 16. Mai 2002 X       
 
Beteiligte Fachbereiche / 
Referate / Abteilungen 


Beteiligung  
des Referates 0140 


Anhörungsrecht 
des Stadtbezirksrats 


Vorlage erfolgt aufgrund Vor-
schlag/Anreg.d.StBzR 


       
                


    Ja X Nein    Ja X Nein    Ja X Nein 
                


 
Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
 
Verkauf von Gesellschaftsanteilen der Braunschweiger Versorgungs-AG 
 
 
"Der Beschlussvorschlag wird wie folgt ergänzt (Ergänzungen fett gedruckt): 
 
1. Unverändert 


2. Unverändert 


3. Zuschlagserteilung 


Die SWBS verkauft 74,9% der von ihr gehaltenen 100% der Aktien am Grundkapital der 
BVAG entsprechend den Regelungen des Aktienkauf- und Abtretungsvertrages zu ei-
nem Kaufpreis von EUR 384,24 Mio. an die TXU Stadtwerke Holding GmbH & Co. 
KG für die TXU Europe Energy Trading (Deutschland) GmbH. 


 


Zusätzlich erwirbt die TXU Stadtwerke Holding GmbH & Co. KG für die TXU Europe 
Energy Trading (Deutschland) GmbH die von der BVAG derzeit gehaltenen Anteile an 
den Gesellschaften E.ON AG (EUR 27,94 Mio.), Avacon AG (EUR 18,75 Mio.) und 
Ferngas Salzgitter GmbH (EUR 3,31 Mio.) zu einem Gesamtkaufpreis von EUR 50 Mio. 
(Veräußerungsgewinn EUR 36,4 Mio.). 


 


 Des Weiteren verpflichtet sich die TXU Stadtwerke Holding GmbH & Co. KG für die 
TXU Europe Energy Trading (Deutschland) GmbH zur Förderung sportlicher und kul-
tureler Zwecke in Braunschweig in Höhe von EUR 1,25 Mio. p.a. für einen Zeitraum von 
vier Jahren. Im Zusammenhang mit der Anteilsveräußerung fließen der Stadt Braun-
schweig bzw. der SWBS somit insgesamt rd. EUR 425 Mio. zu.  


 


Schließlich räumt die TXU Stadtwerke Holding GmbH & Co. KG für die TXU Europe 
Energy Trading (Deutschland) GmbH der Stadt Braunschweig eine Put-Option für die 
verbleibenden 25,1% der Aktien zu einem Kaufpreis von EUR 128,76 Mio. (letztmalig 
auszuüben zum 1. Januar 2006) ein. 


 


4. Unverändert 


5. Unverändert" 
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Begründung: 
 
In dem dem Rat am 1. Mai 2002 zugegangenen Angebot der TXU Europe Energy Trading 
(Deutschland) GmbH vom 29. April 2002 war unter Punkt Nr. 7 Folgendes ausgeführt: "Die 
Anteile werden direkt erworben durch eine deutsche KG, die nach Zuschlagserteilung von 
der TXU Europe gegründet wird. Die BVAG berichtet künftig an die TXU Europe (Deutsch-
land Beteiligungs) GmbH, die Ihren Sitz in Berlin haben wird." 
 
KPMG empfiehlt nach Rücksprache mit dem beurkundenden Notar, aus Gründen der Klar-
stellung im Beschluss diese Formulierung aus dem Angebotsschreiben von TXU zu über-
nehmen und den Beschluss entsprechend anzupassen. Die Frage ist im Finanzausschuss 
auf Anfrage der SPD seinerzeit schon ausführlich behandelt, erläutert und geklärt worden. 
 
 
 
 
gez. 
 
 
Dr. Hoffmann 







 


Sachverhalt, Begründung, finanzielle Auswirkung: siehe nächste Seite 


 


Stadt Braunschweig  TOP 


   
Der Oberbürgermeister Drucksache Datum 
FB Finanzen 6752/02 14. Mai 2002 
20.12   
 
 


2. Ergänzung zur Beschlussvorlage vom 2. Mai 2002 
Beratungsfolge 


 
Sitzung 


 
Beschluss 


 
 Tag Ö N ange-


nom-
men 


abge-
lehnt 


geän-
dert 


pas-
siert 


Verwaltungsausschuss 14. Mai 2002   X     
Rat 14. Mai 2002 X       
 
Beteiligte Fachbereiche / 
Referate / Abteilungen 


Beteiligung  
des Referates 0140 


Anhörungsrecht 
des Stadtbezirksrats 


Vorlage erfolgt aufgrund Vor-
schlag/Anreg.d.StBzR 


       
                


    Ja X Nein    Ja X Nein    Ja X Nein 
                


 
 
Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
 
 
Verkauf von Gesellschaftsanteilen der Braunschweiger Versorgungs-AG 
 
 
 


"Beschlussvorschlag unverändert 
 


mit der Maßgabe, dass die von der TXU Europe Energy Trading (Deutschland) GmbH mit 
Schreiben vom 14. Mai 2002 bekundete Bereitschaft, die besonderen Leistungen für Spon-
soring in der Gesamthöhe von 5 Mio. € innerhalb von 4 Jahren - 1,25 Mio. € p. a. - zu er-
bringen, vertraglich vereinbart wird." 
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Begründung: 
 
In Ziffer 3 (Zuschlagserteilung) Absatz 3 des Beschlussvorschlages der Ursprungsvorlage ist 
die Verpflichtung der TXU Europe Energy Trading (Deutschland) GmbH zur Förderung sport-
licher und kultureller Zwecke in Braunschweig in Höhe von 1 Mio. € p. a. für einen Zeitraum 
von 5 Jahren enthalten. 
 
Im Zuge nachgehender Beratungen hat sich die TXU mit dem als Anlage beigefügten 
Schreiben vom 14. Mai 2002 bereit erklärt, den zugesagten Gesamtbetrag bereits innerhalb 
von 4 Jahren - 1,25 Mio. € p. a. - bereitzustellen. 
 
 
 
 
gez. 
Dr. Hoffmann 
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1. Ergänzung zur Beschlussvorlage vom 29. April 2002 
Beratungsfolge 


 
Sitzung 


 
Beschluss 


 
 Tag Ö N ange-


nom-
men 


abge-
lehnt 


geän-
dert 


pas-
siert 


Verwaltungsausschuss 14. Mai 2002   X     
Rat 14. Mai 2002 X       
 
Beteiligte Fachbereiche / 
Referate / Abteilungen 


Beteiligung  
des Referates 0140 


Anhörungsrecht 
des Stadtbezirksrats 


Vorlage erfolgt aufgrund Vor-
schlag/Anreg.d.StBzR 


       
                


    Ja X Nein    Ja X Nein    Ja X Nein 
                


 
 
Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
 
 
Verkauf von Gesellschaftsanteilen der Braunschweiger Versorgungs-AG 
 
 
 
"1. Beteiligung eines strategischen Partners an der Braunschweiger Versorgungs-AG 
 
 Zur Sicherung der Zukunft der Braunschweiger Versorgungs-AG (BVAG) und der Stadt-


werke Braunschweig GmbH (SWBS) ist ein strategischer Partner an der BVAG zu beteili-
gen. Diese Allianzbildung soll zum 1. Juli 2002 im Wege einer gesellschafts-rechtlichen 
Beteiligung erfolgen. 


 
2. Veräußerung von 74,9% der Aktien an der Braunschweiger Versorgungs-AG (Transakti-


onsstruktur) 
 


Der strategische Partner ist nach Maßgabe der nachfolgenden Transaktionsstruktur an der 
BVAG zu beteiligen: 


 
- Veräußerung von 74,9% der Aktien an der BVAG zum 1. Juli 2002 durch die SWBS; 
 
- Einräumung einer bis zum 1. Januar 2006 befristeten Put-Option zugunsten der Stadt 


Braunschweig in Bezug auf die bei ihr verbleibenden 25,1% der Aktien; 
 
- Begründung eines Organschaftsverhältnisses in Form einer Mehrmütterorganschaft 


durch Abschluss eines Gewinnabführungsvertrages zwischen der BVAG und einer zwi-
schen der SWBS und dem Investor zu gründenden Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
zum 1. Juli 2002; 
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- Vertragliche Fixierung der rechtlichen Rahmenbedingungen für die geplante Neuorgani-
sation der SWBS, im Zuge derer einzelne Betriebsteile oder Teile von Betriebsteilen der 
SWBS, die bislang überwiegend der Erbringung von Leistungen für die BVAG dienten, 
sowie die diesen Betriebsteilen zuzuordnenden Arbeits- und Vertragsverhältnisse zum 
1. Januar 2003 (bzw. spätestens zum 1. Juli 2003) in die BVAG überführt werden; 


 
- Inkrafttreten einer zwischen der BVAG und dem Betriebsrat der BVAG abgeschlosse-


nen "Betriebsvereinbarung zur Zukunfts- und Beschäftigungssicherung bei der (Teil-) 
Privatisierung und Restrukturierung der Braunschweiger Versorgungs-AG" mit Unter-
zeichnung des Aktienkauf- und Abtretungsvertrags. 


 
3. Zuschlagserteilung 
 
 Die SWBS verkauft 74,9% der von ihr gehaltenen 100% der Aktien am Grundkapital der 


BVAG entsprechend den Regelungen des Aktienkauf- und Abtretungsvertrages zu einem 
Kaufpreis von EUR 384,24 Mio. an die TXU Europe Energy Trading (Deutschland) GmbH. 


 
 Zusätzlich erwirbt die TXU Europe Energy Trading (Deutschland) GmbH die von der BVAG 


derzeit gehaltenen Anteile an den Gesellschaften E.ON AG (EUR 27,94 Mio.), Avacon AG 
(EUR 18,75 Mio.) und Ferngas Salzgitter GmbH (EUR 3,31 Mio.) zu einem Gesamtkauf-
preis von EUR 50 Mio. (Veräußerungsgewinn EUR 36,4 Mio.). 


 
 Des Weiteren verpflichtet sich die TXU Europe Energy Trading (Deutschland) GmbH zur 


Förderung sportlicher und kultureller Zwecke in Braunschweig in Höhe von EUR 1 Mio. 
p.a. für einen Zeitraum von fünf Jahren. Im Zusammenhang mit der Anteilsveräußerung 
fließen der Stadt Braunschweig bzw. der SWBS somit insgesamt rd. EUR 425 Mio. zu.  


 
Schließlich räumt die TXU Europe Energy Trading (Deutschland) GmbH der Stadt Braun-
schweig eine Put-Option für die verbleibenden 25,1% der Aktien zu einem Kaufpreis von 
EUR 128,76 Mio. (letztmalig auszuüben zum 1. Januar 2006) ein. 


 
4. Die Vertreter der Stadt in der Gesellschafterversammlung der Stadtwerke Braunschweig 


GmbH werden angewiesen, noch im Wirtschaftsjahr 2002 eine Vorabausschüttung eines 
Teiles des Veräußerungsgewinns in Höhe des zum 31. Dezember 2001 noch festzustel-
lenden sog. steuerlichen Einlagekontos (Stand per 31. Dezember 2000: 423 Mio. DM) zu 
beschließen. 


 
5. Weitere Veranlassungen 
 
 Die Vertreter der Stadt in der Gesellschafterversammlung der Stadtwerke Braunschweig 


GmbH werden angewiesen, der Geschäftsführung der Stadtwerke Braunschweig GmbH 
folgende Weisungen zu erteilen: 


 
- alle im Zuge der Transaktion erforderlichen Verträge abzuschließen bzw. Erklärungen 


abzugeben und dies auch durch Anweisungen gegenüber der Hauptversammlung und 
der Geschäftsführung der BVAG sicherzustellen 


 
- den Vorstand der BVAG anzuweisen, unverzüglich nach Wirksamwerden der Übertra-


gung der Aktien an der BVAG durch die Stadtwerke Braunschweig GmbH an einen In-
vestor eine Hauptversammlung als Vollversammlung unter Abkürzung der Ladungsfris-
ten einzuberufen. 
 


 
Über die Gremienbesetzung soll in der nächsten Ratssitzung entschieden werden." 
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Begründung: 
 
In der Sitzung des Finanzausschusses am 8. Mai 2002 wurde gebeten, im Beschlusstext die 
Beträge auch mit den Ziffer hinter dem Komma aufzuführen. Dies erfolgt hiermit. 
 
 
 
 
 
gez. 
 
 
Dr. Hoffmann 
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Vorlage 
 


Beratungsfolge 
 


Sitzung 
 


Beschluss 
 


 Tag Ö N ange-
nom-
men 


abge-
lehnt 


geän-
dert 


pas-
siert 


Finanzausschuss 
Verwaltungsausschuss 


8. Mai 02 
14. Mai 02 


X 
  


  
X 


    


Rat 14. Mai 02 X       
 
Beteiligte Fachbereiche / 
Referate / Abteilungen 


Beteiligung  
des Referates 0140 


Anhörungsrecht 
des Stadtbezirksrats 


Vorlage erfolgt aufgrund Vor-
schlag/Anreg.d.StBzR 


       
                


    Ja X Nein    Ja X Nein    Ja X Nein 
                


 
 
Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
Verkauf von Gesellschaftsanteilen der Braunschweiger Versorgungs-AG 
 
 
"1. Beteiligung eines strategischen Partners an der Braunschweiger Versorgungs-AG 
 
 Zur Sicherung der Zukunft der Braunschweiger Versorgungs-AG (BVAG) und der Stadtwerke 


Braunschweig GmbH (SWBS) ist ein strategischer Partner an der BVAG zu beteiligen. Diese 
Allianzbildung soll zum 1. Juli 2002 im Wege einer gesellschaftsrechtlichen Beteiligung erfolgen. 


  
 
2. Veräußerung von 74,9% der Aktien an der Braunschweiger Versorgungs-AG (Transaktions-


struktur) 
 
 Der strategische Partner ist nach Maßgabe der nachfolgenden Transaktionsstruktur an der 


BVAG zu beteiligen: 
 
 - Veräußerung von 74,9% der Aktien an der BVAG zum 1. Juli 2002 durch die SWBS; 
 


- Einräumung einer bis zum 1. Januar 2006 befristeten Put-Option zugunsten der Stadt 
Braunschweig in Bezug auf die bei ihr verbleibenden 25,1% der Aktien; 


 
- Begründung eines Organschaftsverhältnisses in Form einer Mehrmütterorganschaft 


durch Abschluss eines Gewinnabführungsvertrages zwischen der BVAG und einer zwi-
schen der SWBS und dem Investor zu gründenden Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
zum 1. Juli 2002; 


Hinweis: 
 
Diese Vorlage wird nur einmal versandt. 
Sie dient somit als Grundlage für die Beratung 
in allen o. g. Gremien 
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- Vertragliche Fixierung der rechtlichen Rahmenbedingungen für die geplante Neuorgani-


sation der SWBS, im Zuge derer einzelne Betriebsteile oder Teile von Betriebsteilen der 
SWBS, die bislang überwiegend der Erbringung von Leistungen für die BVAG dienten, 
sowie die diesen Betriebsteilen zuzuordnenden Arbeits- und Vertragsverhältnisse zum 
1. Januar 2003 (bzw. spätestens zum 1. Juli 2003) in die BVAG überführt werden; 


 
- Inkrafttreten einer zwischen der BVAG und dem Betriebsrat der BVAG abgeschlossenen 


"Betriebsvereinbarung zur Zukunfts- und Beschäftigungssicherung bei der (Teil-) 
Privatisierung und Restrukturierung der Braunschweiger Versorgungs-AG" mit Unter-
zeichnung des Aktienkauf- und Abtretungsvertrags. 


 
 
3. Zuschlagserteilung 
 
 Die SWBS verkauft 74,9% der von ihr gehaltenen 100% der Aktien am Grundkapital der BVAG 


entsprechend den Regelungen des Aktienkauf- und Abtretungsvertrages zu einem Kaufpreis 
von EUR 384 Mio. an die TXU Europe Energy Trading (Deutschland) GmbH. 


 
 Zusätzlich erwirbt die TXU Europe Energy Trading (Deutschland) GmbH die von der BVAG der-


zeit gehaltenen Anteile an den Gesellschaften E.ON AG, Avacon AG und Ferngas Salzgitter 
GmbH zu einem Gesamtkaufpreis von EUR 50 Mio. (Veräußerungsgewinn EUR 36,4 Mio.). 


 
 Des weiteren verpflichtet sich die TXU Europe Energy Trading (Deutschland) GmbH zur Förde-


rung sportlicher und kultureller Zwecke in Braunschweig in Höhe von EUR 1 Mio. p.a. für einen 
Zeitraum von fünf Jahren. 


 
 Im Zusammenhang mit der Anteilsveräußerung fließen der Stadt Braunschweig bzw. der SWBS 


somit insgesamt rund EUR 425 Mio. zu. 
 
 Schließlich räumt die TXU Europe Energy Trading (Deutschland) GmbH der Stadt Braun-


schweig eine Put-Option für die verbleibenden 25,1% der Aktien zu einem Kaufpreis von EUR 
129 Mio. (letztmalig auszuüben zum 1. Januar 2006) ein. 


 
 
4. Die Vertreter der Stadt in der Gesellschafterversammlung der Stadtwerke Braunschweig GmbH 


werden angewiesen, noch im Wirtschaftsjahr 2002 eine Vorabausschüttung eines Teiles des 
Veräußerungsgewinns in Höhe des zum 31. Dezember 2001 noch festzustellenden sog. steuer-
lichen Einlagekontos (Stand per 31. Dezember 2000: 423 Mio. DM) zu beschließen. 


 
 
5. Weitere Veranlassungen 
 
 Die Vertreter der Stadt in der Gesellschafterversammlung der Stadtwerke Braunschweig GmbH 


werden angewiesen, der Geschäftsführung der Stadtwerke Braunschweig GmbH folgende Wei-
sungen zu erteilen: 


 
- alle im Zuge der Transaktion erforderlichen Verträge abzuschließen bzw. Erklärungen 


abzugeben und dies auch durch Anweisungen gegenüber der Hauptversammlung und 
der Geschäftsführung der BVAG sicherzustellen 


 
- den Vorstand der BVAG anzuweisen, unverzüglich nach Wirksamwerden der Übertra-


gung der Aktien an der BVAG durch die Stadtwerke Braunschweig GmbH an einen In-
vestor eine Hauptversammlung als Vollversammlung unter Abkürzung der Ladungsfris-
ten einzuberufen. 
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 Über die Gremienbesetzung soll in der nächsten Ratssitzung entschieden werden." 
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Begründung: 
 
 
1. Eine Untersuchung der Stärken und Schwächen sowie der Chancen und Risiken der 


Braunschweiger Versorgungs-AG (BVAG) im Rahmen einer sog. SWOT-Analyse hat 
ergeben, dass die BVAG ein solide geführtes und erfolgreiches Unternehmen ist, das 
sich im Kontext des Marktumfeldes innerhalb der kommenden zwei bis vier Jahre be-
haupten kann. Die Betrachtung zeigt aber auch spezifische Schwächen und Zukunftsri-
siken für die BVAG auf, die langfristig zu einer dauerhaften Verschlechterung der wirt-
schaftlichen Situation führen können. 


 
Der Aufwand und die Anstrengungen zum Ausgleich der spezifischen Schwächen der 
BVAG aber auch die schwer kalkulierbaren Zukunftsrisiken können durch eine enge 
und langfristige Zusammenarbeit mit einem strategischen Partner kompensiert bzw. 
gedeckt werden. Darüber hinaus kann ein strategischer Partner dazu beitragen, die 
Stärken und Chancen der BVAG besser zu nutzen, um die Wettbewerbsfähigkeit des 
Unternehmens weiter zu stärken. 


 
Angesichts der für die Bildung strategischer Partnerschaften gegenwärtig günstigen 
Marktsituation sowie der aktuellen wirtschaftlichen Stärke der BVAG und der entspre-
chend guten Verhandlungsposition der Stadt bzw. SWBS für Gespräche mit potentiel-
len Partnern muss eine solche Allianzbildung jetzt erfolgen und dabei Regelungen für 
die mittel- bis langfristige Ausgestaltung der Partnerschaft vorsehen. 
 


 
2. Zur Erreichung der unter Ziffer 1 genannten Stärkung der Gesellschaft und in Umset-


zung des Ratsbeschlusses vom 13. November 2001 hat die Stadtwerke Braunschweig 
GmbH (SWBS) im Einvernehmen mit der Stadt Braunschweig die KPMG Deutsche 
Treuhand-Gesellschaft Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft – Corporate 
Finance – (KPMG Corporate Finance) mit der Durchführung eines mehrstufigen Ve-
räußerungsverfahrens für die Beteiligung eines strategischen Partners an der BVAG 
beauftragt. 


 
Gegenstand der Ausschreibung war der Erwerb von bis zu 100% der Aktien an der 
BVAG bei gleichzeitiger Sicherung der bei einem Verkauf von unter 100% bei der Stadt 
verbleibenden Anteile. Interessierte Bieter wurden aufgefordert, Angebote für alle mög-
lichen Transaktionsvarianten (Minderheits- oder Mehrheitsveräußerung) abzugeben, 
d.h. im Einzelnen für 


 
 den Erwerb einer Minderheitsbeteiligung (<50%) verbunden mit einer zeitlich befris-


teten Put-Option („Verkaufsrecht“) der Stadt in Bezug auf die bei ihr verbleibenden 
Anteile und/ oder 


 
 den Erwerb einer Minderheitsbeteiligung (<50%) verbunden mit einer zeitlich befris-


teten Put-Option („Verkaufsrecht“) der Stadt in Bezug auf die bei ihr verbleibenden 
Anteile sowie einer Call-Option („Erwerbsrecht“) des Investors in Bezug auf die bei 
der Stadt verbleibenden Anteile und/ oder 


 
 den (direkten) Erwerb einer Mehrheitsbeteiligung (50,1% - 100%), wobei der Stadt 


bei Veräußerung einer Mehrheitsbeteiligung von unter 100% eine zeitlich befristete 
Put-Option für die bei ihr verbleibenden (Minderheits-)Anteile eingeräumt wird.  
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Die Ausgestaltung der Transaktion hatte unter Beachtung der folgenden Rahmenbe-
dingungen zu erfolgen: 


 
 Deutliche Entlastung des städtischen Haushalts; 


 
 Sicherung des Standortes Braunschweig; 


 
 Stärkung der BVAG; 


 
 Möglicher Erhalt des steuerlichen Querverbunds auf Ebene der SWBS; 


 
 Schutz der Arbeitnehmerinteressen; 


 
 Fortführung der konzerninternen Dienstleistungserbringung durch die SWBS bzw. – 


für den Fall einer Mehrheitsveräußerung – Übertragung der wesentlichen Betriebs-
teile und Aufgaben auf die BVAG. 


 
Im Zuge einer internationalen Direktansprache von mehr als 40 potenziellen Interes-
senten mit flankierender Veröffentlichung der Ausschreibung in der Financial Times 
(Europe) sowie der Frankfurter Allgemeinen Zeitung wurden (unverbindliche und ver-
bindliche) Angebote für sämtliche vorgenannten Beteiligungshöhen und –varianten ein-
geholt.  


 
Die Auswertung dieser Angebote hat ergeben,  


 
 dass die Mehrzahl der Interessenten den (direkten) Erwerb einer Mehrheitsbeteili-


gung anstreben; der gestufte, d.h. nur optionale Erwerb einer Anteilsmehrheit hat 
sich im Lichte der Angebote als weniger attraktiv herausgestellt (für die unmittelbare 
Erlangung der unternehmerischen Führung wurden z.T. deutliche strategische 
Prämien geboten); 


 
 dass eine mögliche Mehrheitsbeteiligung zum Erhalt des steuerlichen Querver-


bunds als sog. Mehrmütterorganschaft erfolgen sollte; in dem diesbezüglich eben-
falls erwogenen sog. „Tracking-Stock-Modell“ werden z.T. erhebliche steuerliche 
Risiken sowie ein weitergehender Informationsbedarf auch im Hinblick auf den Ver-
kehrs-Bereich gesehen. 


 
Parallel zur Durchführung des mehrstufigen Veräußerungsverfahrens wurde – im Ein-
vernehmen mit der Stadt Braunschweig (VA-Beschluss vom 16. April 2002) – zwischen 
der BVAG und dem Betriebsrat der BVAG eine Betriebsvereinbarung abgeschlossen, 
die mit Unterzeichnung des Aktienkauf- und Abtretungsvertrags in Kraft tritt. Hierin ver-
einbaren die Parteien, dass den bei der BVAG derzeit beschäftigten Arbeitnehmern 
und den auf diese von der SWBS bzw. der Energienetze Braunschweig GmbH überge-
henden Arbeitnehmer durch die (Teil-)Privatisierung sowie die ggf. damit verbundene 
Restrukturierung der BVAG und die darauf folgenden betriebsändernden Maßnahmen 
in der BVAG keine Nachteile hinsichtlich des ihnen zustehenden Rechts- und Besitz-
standes entstehen soll. Diese Betriebsvereinbarung ist Bestandteil der Privatisierungs-
verträge. 
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Des Weiteren wurde gemeinsam mit der SWBS, der BVAG sowie den jeweiligen Ar-
beitnehmervertretern ein Konzept für die künftige Neuorganisation der SWBS entwi-
ckelt, im Rahmen dessen einzelne Betriebsteile, die bislang überwiegend der Erbrin-
gung von Leistungen für die BVAG dienten, sowie die diesen Betriebsteilen zuzuord-
nenden Arbeits- und Vertragsverhältnisse (ganz oder teilweise) zum 1. Januar 2003 
(bzw. spätestens zum 1. Juli 2003) in die BVAG überführt werden sollen. Bis zur Durch-
führung dieser Neuorganisation wird die BVAG die Dienstleistungen der SWBS im bis-
herigen Umfang in Anspruch nehmen; danach wird die BVAG auf der Grundlage von 
Dienstleistungsverträgen Dienstleistungen für die SWBS sowie die Braunschweiger 
Verkehrs-AG wahrnehmen. Die rechtlichen Rahmenbedingungen dieser Neuorganisa-
tion sind in Form einer „Rahmenvereinbarung Neuorganisation SWBS“ Bestandteil der 
Privatisierungsverträge. 


 
Im Lichte der eingeholten Angebote und unter Berücksichtigung der vorstehend ge-
nannten Rahmenbedingungen eines künftigen Anteilsverkaufs wurden die insgesamt 
möglichen Transaktionsstrukturen im Rahmen der Vertragsverhandlungen auf folgende 
Vorzugsvariante verdichtet: 


 
Merkmal der Transaktionsstruktur Verfolgtes Ziel 
Veräußerung von 74,9% der Aktien an 
der BVAG  


Bedeutende Entlastung des städtischen 
Haushalts (strategische Prämie) 


Verbleib einer Sperrminorität bei der 
Stadt 


Wahrung der kommunalen Einflussoptio-
nen 


Zeitlich begrenzte Put-Option der Stadt 
für die verbleibenden 25,1% der Aktien 


Wertsicherung des kommunalen Vermö-
gens 


Bei Anteilsverkauf Wirksamwerden einer 
Betriebsvereinbarung für die BVAG 


Schutz der Arbeitnehmerinteressen 


Begründung einer Mehrmütterorganschaft Wahrung des (körperschaft-)steuerlichen 
Querverbunds 


Vertragliche Verpflichtungen des Inves-
tors zur Stärkung der BVAG sowie des 
Standortes Braunschweig 


Zukunftssicherung der BVAG und Stand-
ortsicherung 


Vertragliche Regelung der Rahmenbe-
dingungen für die Neuorganisation der 
SWBS (insbes. Überleitung von 180 Stel-
len zum 01.01.2003 unter Wahrung sämt-
licher Rechts- und Besitzstände) 


Sicherstellung des Übergangs der we-
sentlichen Betriebsteile der SWBS auf die 
BVAG 


 
 


3. Mit Datum vom 29. April 2002 wurden abschließende Angebote eingereicht. Die Ange-
bote umfassen neben den Kaufpreisangeboten für den Erwerb von 74,9% der Aktien 
an der BVAG die paraphierten Vertragstexte, die vor Angebotsaufforderung mit den 
Bietern durchverhandelt worden waren. 


 
 Das abschließende Angebot der TXU Europe Energy Trading (Deutschland) GmbH ist 


das insgesamt attraktivste. Zur Begründung wird auf das vorab versendete Vertrags-
werk für die TXU Europe Energy Trading (Deutschland) GmbH sowie den Vergleich der 
Angebote im nicht-öffentlichen Teil verwiesen. 
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Um die Belastung einer Ausschüttung der SWBS an die Stadt Braunschweig mit Kapi-
talertragsteuer (im Ergebnis 10 %) zu verhindern, bietet es sich an, Beträge aus dem 
steuerlichen Einlagenkonto auszuschütten, da diese – anders als Ausschüttungen aus 
dem neutralen Vermögen – zu keiner Kapitalertragsteuerbelastung führen. Eine Aus-
schüttung aus dem steuerlichen Einlagenkonto ist aufgrund der gesetzlichen Verwen-
dungsreihenfolge, die sich aus den §§ 36 – 39 KStG (n. F.) ergibt, jedoch nur möglich, 
soweit kein anderes positives Eigenkapital zur Verfügung steht. Da für die Bestimmung 
des Umfangs der für die Ausschüttung verwendeten Teilbeträge aus dem neutralen 
Vermögen und dem steuerlichen Einlagenkonto auf die zum 31. Dezember 2001 fest-
gestellten Bestände abzustellen ist, kann mit Hilfe einer Vorabausschüttung ein erheb-
licher Teil des Veräußerungserlöses ohne Kapitalertragsteuerbelastung an die Stadt 
Braunschweig ausgeschüttet werden. 
 
Eine Ausschüttung des Veräußerungsgewinns nach Ablauf des am 31. Dezember 2002 
endenden Wirtschaftsjahres in Form einer Ausschüttung des handelsrechtlichen Bilanz-
gewinns würde hingegen zunächst zu einer Verwendung des zum 31. Dezember 2002 
durch den Veräußerungsgewinn entstandenen positiven neutralen Vermögens führen, so 
dass eine effektive Kapitalertragsteuerbelastung der Ausschüttung in Höhe von 10 % un-
vermeidlich wäre. 


 
 


5. Auswirkungen auf den städtischen Haushalt 
 


Die Auswirkungen eines Verkaufes von 74,9 % der Anteile an der Braunschweiger Ver-
sorgungs-AG sind in einer Szenario-Rechnung als Anlage 1 beigefügt. Als zusätzliche 
Varianten sind der Verkauf von 100 % und von 0,0 % der Anteile gleichfalls dargestellt. 
Der Verkauf von 49,9 % der Anteile wird nur fiktiv betrachtet, da der Kaufpreis nicht auf 
Basis des erzielten Kaufpreises für 100 % der Anteile errechnet werden kann. Hier ist 
eine strategische Prämie aufgrund des Mehrheitsverkaufes enthalten, die bei einem 
Verkauf von 49,9 % entfallen würde (fiktiv mit 20 % angesetzt). Die dieser Modellrech-
nung zugrunde liegenden KPMG-Modellrechnungen sind ebenfalls als Anlagen A, B, 
C 1, C 2 und D beigefügt. 


 
Im Rahmen der Berechnungen wird grundsätzlich von einem durchschnittlichen Zins-
satz von 5,5 % ausgegangen. Dies erscheint bei einer längerfristigen Betrachtung als 
Mittelwert zwischen Habenzins und Sollzins angemessen. Angesichts der momentanen 
Niedrigszinsphase wird die Anlage von Kapital auf dieser Basis kurzfristig nicht möglich 
sein, so dass hier nur die mittelfristige/längerfristige Betrachtung zugrunde gelegt wer-
den kann. Solange die Niedrigzinsphase anhält, muss mit einem in dieser Höhe nicht 
zu erlösenden Ergebnis gerechnet werden mit der Folge eines höheren ÖPNV-
Ausgleichsbedarfs zu Lasten der Stadt. Die Stadtwerke verweisen deshalb darauf, 
dass es sich um eine mittelfristige Betrachtung handelt, die aufgrund der o. g. Faktoren 
dazu führt, dass im nächsten und ggf. in den folgenden Jahren für die Jahresergebnis-
se noch nicht die mittelfristig zugrunde gelegten Beträge erreicht werden können. 


 
 Von dem erzielten Gesamtkaufpreis sind folgende Teilbeträge in der Stadtwerke 


Braunschweig GmbH zu belassen: 
 
 Handelsrechtlicher Verlustvortrag 
 


 Aufgrund handelsrechtlicher Bestimmungen ist der handelsrechtliche Verlustvortrag 
zum 30. Juni 2002 in der GmbH zu belassen. Der voraussichtliche Verlustvortrag 
beträgt rd. EUR 31,6 Mio. Die entsprechende Liquidität verbleibt in der SWBS. 
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 Abschreibung des anteiligen Beteiligungsbuchwertes bei der SWBS 
 
 Aufgrund der anteiligen Abschreibung des Beteiligungsbuchwertes für 74,9 % der 


BVAG-Anteile wird der Kaufpreiserlös um rd. EUR 23 Mio. verringert. Die entspre-
chende Liquidität verbleibt in der SWBS. 


 
 Ausgleichsforderung aus interner Verrechnung an BVAG 
 


 Bislang wurden konzerninterne Forderungen so behandelt, dass die Forderungen 
der GmbH gegenüber der BVAG von dieser verzinst wurden, dagegen die Forde-
rungen der BVAG gegenüber der GmbH nicht verzinst wurden. Die Forderungen 
der BVAG gegenüber der SWBS betrugen zum 31.12.2001 rd. DM 75,1 Mio., ge-
genüber der BSVAG DM 19,4 Mio.; die Verbindlichkeiten der BVAG gegen die 
SWBS beliefen sich auf ca. DM 108,9 Mio.  


 
 Vor Übertragung der Aktien auf den Investor – d.h. zum Abschluss des Rumpfge-


schäftsjahres am 30.6.2002 – werden die (unverzinsten) Forderungen der BVAG ge-
genüber der SWBS mit den gegenüberstehenden (verzinslichen) Verbindlichkeiten 
verrechnet; dabei wird die (unverzinste) Forderung der BVAG gegenüber der BSVAG 
auf die SWBS übertragen. Die dann voraussichtlich bei der BVAG verbleibenden Ver-
bindlichkeiten gegen die SWBS sind bis spätestens 31.12.2002 zurückzuzahlen. 


 
 Im Ergebnis der vorstehend beschriebenen Verrechnung wird die BVAG von Auf-


wendungen aus der Verzinsung der Verbindlichkeiten gegen die SWBS entlastet; 
die SWBS erhält entsprechend weniger Zinserträge, muss aber die gegen Kreditin-
stitute bestehenden (und ursprünglich an die BVAG weitergereichten) Darlehen be-
dienen. Zur Begleichung dieses zusätzlichen Zinsaufwands und der erforderlichen 
Tilgung der vorbezeichneten Kredite ist ein Teilbetrag des Kaufpreiserlöses in der 
SWBS zurückzustellen. Dieser Betrag beläuft sich auf EUR 59,8 Mio., wobei Ha-
benzinsen aus der Anlage der noch nicht zur Tilgung benötigten Teilbeträge ge-
gengerechnet sind. 


 
 Finanzbedarf GmbH nach Restrukturierung 


 
 Die eigentlichen Holding-Funktionen der restrukturierten Stadtwerke Braunschweig-


GmbH sind zu finanzieren. Der dafür erforderliche Betrag kann nur grob geschätzt 
werden, weil noch keine Unternehmensplanung für die GmbH nach Restrukturierung 
existiert. Es wird in der Berechnung von einem geschätzten Betrag in Höhe von 
EUR 1,0 Mio. auf Basis der derzeitigen Kosten ohne Festlegung für die Zukunft aus-
gegangen. 


 
 Verbleib in GmbH zur ÖPNV-Finanzierung bei Vermeidung von Kapital- 
 ertragsteuer 


 
 An die Gesellschafterin Stadt Braunschweig ist aus dem steuerlichen Einlagenkonto 


EK 04 mittels steuerlicher Einlagenrückgewähr eine Ausschüttung in Höhe von ca. 
EUR 217 Mio. steuerfrei möglich. Der über EUR 217 Mio. hinausgehende Aus-
schüttungsbetrag würde – wie alle sonstigen (Dividenden-)Ausschüttungen – mit 
dem hälftigen Kapitalertragsteuersatz (10 %) besteuert.  


 
 Unter Berücksichtigung der Haushaltssituation der Stadt wäre es geboten, mög-


lichst den Gesamtbetrag des aus der Veräußerung der BVAG-Aktien entstehenden 
GmbH-Gewinns abzuschöpfen. Unter Berücksichtigung der Steuerlast, die für eine 
Gewinnabschöpfung oberhalb von EUR 216,3 Mio. entsteht, könnte man zunächst 
nur die steuerfreie Gewinnauschüttung vornehmen.  
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Die endgültige Entscheidung über die Varianten C 1 oder C 2 kann bis zum 
31. Dezember 2002 erfolgen. Im Beschlussvorschlag wird zunächst nur die steuer-
freie Gewinnausschüttung festgelegt.  
 
Die an die Stadt auszuschüttenden EUR 217 Mio. sollen zunächst zum Ausgleich der 
bis einschließlich 2002 aufgelaufenen Fehlbeträge im Verwaltungshaushalt (rd. 
EUR 164 Mio.) verwendet werden. Dadurch werden Kassenkredite getilgt. Soweit 
Zinssicherungsvereinbarungen bestehen, ist noch zu prüfen, ob es wirtschaftlicher ist, 
diese zu verkaufen oder fristgemäß auslaufen zu lassen. Zusätzlich zur Tilgung von 
Kassenkrediten verbleiben bei der Stadt EUR 52,3 Mio., die den Verzicht auf eine 
Kreditaufnahme im Jahre 2002 und die außerordentliche Tilgung statt Umschuldung 
in den Jahren 2002 ff. bei langfristigen Darlehen ermöglichen. 


 
 Durch die genannte Verwendung ergeben sich durchschnittlich für die Jahre 2003 bis 


2005 folgende positive Effekte im Verwaltungshaushalt (wenn nur der steuerfreie Teil 
ausgeschüttet wird - Variante C 1):  


 
 Minderausgaben Kassenkreditzinsen bei dem bisher kalkulierten Zinssatz von 


5,2 % in Höhe von rd. EUR 8,5 Mio. 
 
 Minderausgaben Kreditzinsen bei dem konkret zugrunde liegenden Zinssatz von 


6,0 % bei außerordentlicher Tilgung in Höhe von rd. EUR 3,1 Mio. 
 
 Minderausgaben Pflichtzuführung bei einem durchschnittlichen Tilgungssatz von 


rd. 6,1 % in Höhe von EUR 3,2 Mio. 
 
 Diese haushaltstechnische Ausgabenminderung bei der Pflichtzuführung bewirkt im 


Vermögenshaushalt eine Belastung in gleicher Höhe, da die Pflichtzuführung als Ein-
nahme des Vermögenshaushalts entsprechend geringer ist. Die Finanzierungslücke 
für die in der Finanzplanung vorgesehenen Investitionen soll durch weitere Einnah-
men aus Privatisierungen und Vermögensveräußerungen geschlossen werden, um 
eine höhere Neuverschuldung möglichst zu vermeiden. 
 
 Gewerbeertragsteuereinnahmen in Höhe von durchschnittlich EUR 4,8 Mio. auf 


Basis der derzeitigen mittelfristigen Planung der BVAG; der Betrag ist bereits um 
die abzuführende Gewerbesteuerumlage reduziert. 


 
 Die dargestellten Auswirkungen sind unter Berücksichtigung der in der mittelfristigen 


Planung der Stadtwerke ausgewiesenen Gewinne der Versorgungs-AG sowie der im 
Rahmen der Restrukturierung reduzierten Verluste der Braunschweiger Verkehrs-AG 
zu verstehen. Darüber hinaus ist eine Abhängigkeit von der Zinsentwicklung im kurz-
fristigen wie im langfristigen Bereich gegeben. Da es sich um Durchschnittszahlen 
handelt, sind die konkreten Auswirkungen zum jeweiligen Haushalt darzustellen. 


 
 Die beigefügte Grafik zu der Variante C 1 (Anlage 2) über die Entwicklung der Fi-


nanzplanung nach Anteilsverkauf BVAG geht von der geltenden Finanzplanung 
 – Stand: Ratsbeschluss 19. März 2002 – aus und berücksichtigt ausschließlich die 


sich durch den Verkauf ergebenden Auswirkungen und keine sonstigen möglichen 
Einnahme- und Ausgabeveränderungen. 


 
 Die Auswirkungen auf das Haushaltsjahr 2002 lassen sich derzeit noch nicht genau 


errechnen, da nicht feststeht, wann (nach Genehmigungen) der Kaufpreis exakt zu-
fließt. Eine Verbesserung des Verwaltungshaushaltes um ca. EUR 2 Mio. ist wahr-
scheinlich. 
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 Sollte kein Verkauf von Anteilen an der BVAG erfolgen, ist nach den vorliegenden 


Planungsrechnungen die Finanzierung der ÖPNV-Verluste durch entsprechende 
Gewinne der BVAG (für die Dauer der Zulässigkeit des Querverbunds auch steuer-
frei) gewährleistet. Eine Ausschüttung von Gewinnen der SWBS (nach Quersubven-
tionierung) an die Stadt ist in diesem Fall jedoch erst ab dem Jahr 2006 möglich, da 
bis zu diesem Zeitpunkt die bestehenden handelsrechtlichen Verlustvorträge einer 
Gewinnausschüttung entgegenstehen. Im übrigen trüge die Stadt bzw. die SWBS 
weiterhin das volle unternehmerische Risiko in Bezug auf die wirtschaftliche Situation 
der BVAG, welches sie bei einem teilweisen Verkauf von Aktien gegen eine entspre-
chende Kaufpreiszahlung und hieraus resultierende (vergleichsweise sichere) Zinser-
träge bzw. entfallende Zinsaufwendungen tauschen würde.  


 
 Eine Ablehnung der Vorlage würde ein weiteres - noch drastischeres - "Sparpaket" 


zum Haushaltjahr 2003 nach sich ziehen müssen.  
 
 Auf die entsprechenden Ausführungen der Bezirksregierung zum Haushaltsplan 2002 


(bereits vorgelegt) wird verwiesen.  
 


 
 
gez. 
 
 
Dr. Hoffmann 
 
 
 
 
Anlagen 
Anlage 1: Modellrechnung - Haushaltswirtschaftliche Folgen 
Anlage A: KPMG-Modellrechnung - Verkauf 0,0 % 
Anlage B: KPMG-Modellrechnung - Verkauf 49,9 % 
Anlage C 1: KPMG-Modellrechnung - Verkauf 74,9 % (Ausschüttung ohne KapESt-Belastung) 
Anlage C 2: KPMG-Modellrechnung - Verkauf 74,9 % (Ausschüttung mit KapESt-Belastung) 
Anlage D: KPMG-Modellrechnung - Verkauf 100,0 % (Ausschüttung ohne KapESt-Belastung) 
Anlage 2: Grafik zur Entwicklung der Finanzplanung nach Variante C 1 
Anlage 3: Grafik zur Entwicklung der Finanzplanung nach Variante C 2 
Anlage 4: Grafik zur Entwicklung des Schuldenstandes nach Variante C 1 
Anlage 5: Grafik zur Entwicklung des Schuldenstandes nach Variante C 2 
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Überschrift, Beschlußvorschlag 
 
 
 
Veräußerung der TXU-Anteile an der Braunschweiger Versorgungs-AG (BVAG) 
 
 
 
 
"Die Vertreter der Stadt in der Gesellschafterversammlung der Stadtwerke Braun-
schweig GmbH werden angewiesen, folgenden Beschluß zu fassen: 
 
1. Der von der TXU Stadtwerke Holding GmbH & Co. KG beabsichtigten Veräußerung 


der von ihr an der Braunschweiger Versorgungs-AG gehaltenen 74,9 % der Aktien 
an Veolia wird zugestimmt. 


 
2. Den beschriebenen vertraglichen Änderungen wird zugestimmt. 
 
3. Die Geschäftsführung wird angewiesen, die erforderliche Umsetzung vorzu-


nehmen." 
 
 
 
 


Anlage 7







Begründung: 
 
Ausgangslage 
 
Die TXU Stadtwerke Holding GmbH & Co. KG (TXU) hält 74,9 % der Aktien der 
Braunschweiger Versorgungs-AG (BVAG). Die Muttergesellschaft des US-amerikanischen 
TXU-Konzerns beabsichtigt, sich ganz oder teilweise von ihren europäischen Beteiligungen 
zu trennen. Hintergrund dieser Überlegungen sind finanzielle Schwierigkeiten der in 
Großbritannien ansässigen TXU Europe Ltd., die als Holding für die europäischen Aktivitäten 
von TXU fungiert. Teil dieser europäischen Aktivitäten ist, wie die nachfolgende Abbildung 
zeigt, die mit wirtschaftlicher Wirkung zum 1. Juli 2002 von der Stadtwerke Braunschweig 
GmbH (SWBS) erworbene Beteiligung an der BVAG: 


 
Quelle: TXU 


Mit Gerichtsbeschluß vom 19. November 2002 wurden u. a. für die EET Ltd. Verwalter nach 
britischem Insolvenzrecht bestellt. Am 25. November 2002 wurde bei der Zwischenholding, 
TXU Europe Energy Trading BV (“EET BV”), vom Bezirksgericht Den Haag eine vorläufige 
Zahlungseinstellung festgestellt, am 29. April 2004 wurde sie für zahlungsunfähig erklärt. Der 
Vertragspartner der Stadt Braunschweig, die TXU Stadtwerke Holding GmbH & Co. KG ist 
(zunächst) nicht von der Insolvenz bedroht.  
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Abstimmung einer Abschlußvereinbarung mit TXU 
 
Im Hinblick auf die Umsetzung der beabsichtigten Veräußerung der von TXU gehaltenen 
BVAG-Aktien an Veolia sind zwischen TXU und der Stadt Braunschweig noch bestimmte 
prozeßtechnische Aspekte in einer „Abschlußvereinbarung“ zu fixieren. Gegenstand dieser 
Abschlußvereinbarung sind insbesondere die für eine rechtswirksame Übertragung der 
Aktien an Veolia erforderlichen Gremienbeschlüsse bzw. einzuholenden Erlaubnisse, die 
Behandlung des obengenannten Vorkaufsrechts der SWBS und Regelungen zum Wegfall 
der bestehenden Put-Option für die von der SWBS gehaltenen 25,1 % der Aktien der BVAG. 
 
Der Wortlaut dieser Abschlußvereinbarung wird den Gremien der Stadt Braunschweig recht-
zeitig vor einer abschließenden Beschlußfassung übermittelt. 
 
Sponsoring 
 
Über die Verlängerung des Sponsoring wird zur Zeit noch verhandelt und nachberichtet. 
 
 
 
gez. 
 
 
Dr. Hoffmann 
 
 
 





